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26. Sitzung

Berlin, Freitag, den 17. März 2006

Beginn: 9.00 Uhr
Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf:

Abgabe einer Erklärung durch die Bundesregierung
zum Europäischen Rat am 23./24. März 2006
in Brüssel 

Ich erteile das Wort dem Bundesminister des Auswär-
tigen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Frank-Walter Steinmeier, Bundesminister des
Auswärtigen: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn sich
in der kommenden Woche die europäischen Staats- und
Regierungschefs zum Frühjahrsgipfel zusammenfinden,
dann geschieht das in Zeiten für Europa, die, gelinde ge-
sagt, keine ganz einfachen Zeiten sind. Es gibt – Sie wis-
sen das – bei vielen Bürgerinnen und Bürgern unseres
Landes ein diffuses Unbehagen gegenüber der EU. Die
Gründe dafür – Sie wissen es alle – sind komplex. Zu
den Ursachen dieser Vertrauenskrise gehört ganz sicher
auch die Sorge vor den negativen Folgen der Globalisie-
rung. Mehr und mehr fürchten Bürgerinnen und Bürger,
Opfer der für viele beunruhigenden Veränderungen zu
sein. Die EU wird dazu von vielen auch noch als Vehikel
angesehen, das den Druck des globalen Wettbewerbs auf
sie erhöht.

Diese Befürchtungen müssen wir ernst nehmen. Wir
müssen uns mit ihnen auseinander setzen. Ich glaube, die
Reflexionsphase, die sich die Europäische Union verord-
net hat, werden wir nicht nur dazu nutzen müssen, den
Weg für einen neuen Anlauf in der Verfassungsfrage zu
ebnen; wir werden vielmehr auch darüber nachzudenken
haben, wie wir den Menschen wieder das Gefühl geben,
in einer Gemeinschaft zu leben, die ihnen langfristig
Wohlstand und soziale Sicherheit garantiert.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Die EU ist nicht und darf nie nur Resonanzboden und
Verstärker für den Druck der Globalisierung sein, son-
dern sie muss unsere europäische Antwort auf die welt-
politischen Veränderungen sein, deren Zeugen wir sind.
Sie ist das Instrument, das uns am besten auf die Härten
des internationalen Wettbewerbs vorbereiten kann. Die
EU hilft uns, auf den Weltmärkten konkurrenzfähig zu
bleiben, und zwar durch eine möglichst kohärente
Außenpolitik, durch eine zunehmend vernetzte Innen-
politik und durch eine Wirtschafts- und Sozialpolitik, die
Wettbewerbsfähigkeit und gesellschaftliche Solidarität
zu einem fairen Ausgleich bringt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Das ist die feste Überzeugung dieser Bundesregierung.
Deshalb wird sie alles daran setzen, der Bevölkerung er-
neut den großen politischen und wirtschaftlichen Mehr-
wert der Europäischen Union für unser Land zu vermit-
teln. Denn es ist entscheidend – ich sagte es zu
Anfang –, das Vertrauen der Bevölkerung in das Zu-
kunftspotenzial dieser Europäischen Union zurückzuge-
winnen.

Die Europäische Union – das ist das Merkwürdige –
ist heute ein Vorbild für viele Regionen in der Welt. Sie
bringt Vorteile, die für alle spürbar sind. Ich erinnere an
Bewegungs-, Reise- und Niederlassungsfreiheit. Das
alles ist für uns inzwischen eine Selbstverständlichkeit. 

Ich nenne aber auch die Zusammenarbeit bei der Ver-
brechensbekämpfung, bei der Kooperation der Straf-
verfolgungsbehörden, der Polizeien und der Staatsan-
waltschaften. Hier hat die EU in den letzten Jahren
insgesamt viel an Schlagkraft gewonnen.

Ich darf bei alldem an die finanziellen Leistungen erin-
nern, die die EU etwa aus dem Bereich der Strukturpolitik
Redetext
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für die neuen Länder erbringen konnte und erbringen
wird: 36 Milliarden Euro seit der deutschen Einheit und
für die nächsten sieben Jahre – trotz der knappen Haus-
halte, die uns bevorstehen – immerhin noch 13 Milliar-
den Euro aus dem Strukturfonds für die ostdeutschen
Länder.

Förderung von Wachstum und Beschäftigung, das ist
das zentrale Thema in der Debatte um die EU und es ist
– aus meiner Sicht: Gott sei Dank – auch das zentrale
Thema des kommenden Frühjahrsgipfels.

Wie Sie wissen, verschreibt sich der Frühjahrsgipfel
seit einigen Jahren dem Thema Lissabonstrategie. Nun
will ich nicht verschweigen, dass die Ansichten über die
bisherigen Erfolge der Lissabonstrategie durchaus aus-
einander gehen. Diese Strategie hat sicher manche
Schwächen. Ganz sicher gibt es Bereiche, in denen wir
uns alle schon jetzt schnellere Fortschritte gewünscht
hätten.

Aber niemand bezweifelt – auch das gehört zur gan-
zen Wahrheit – die eminente Bedeutung der Lissa-
bonstrategie für die Zukunft Europas. Deshalb ist es aus
meiner Sicht gut und wichtig, dass sich die europäischen
Regierungschefs dieser Frage am 23. und 24. März in
Brüssel erneut annehmen.

Sie wissen es: Die neue Bundesregierung hat wenige
Tage nach Amtsantritt das nationale Reformprogramm
nach Brüssel übermittelt. Basierend auf der Koalitions-
vereinbarung skizziert es unser Modernisierungspro-
gramm für eine effiziente, eine zukunftsorientierte, eine
soziale Marktwirtschaft. Wir freuen uns darüber, dass
dieses Zukunftsprogramm in Brüssel positiv aufgenom-
men worden ist. Das bestärkt uns in dem Kurs, den wir
mit der Koalitionsvereinbarung eingeschlagen haben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Für uns ist völlig klar, dass der nächste Zeitabschnitt
vor allen Dingen der Umsetzung dieser Strategie zu wid-
men ist. Wir sind froh darüber, dass der Europäische Rat
vier Handlungsfelder als vorrangig identifizieren wird
– so ist vorauszusehen –: erstens höhere Investitionen in
Forschung und Entwicklung, zweitens die Verbesserung
der Rahmenbedingungen für unternehmerische Tätig-
keit, vor allen Dingen für KMUs, drittens die Verbesse-
rung der Beschäftigungschancen vorrangiger Zielgrup-
pen, junger Menschen, Alter und Frauen, viertens die
Energiepolitik.

Wir können das alles vorbehaltlos begrüßen, weil all
diese Themen mit dem Kernbestand der Themen in un-
serer Regierungsvereinbarung übereinstimmen. Wir
werden – das wissen Sie – 6 Milliarden Euro für For-
schung und Entwicklung in den nächsten Jahren zu-
sätzlich zur Verfügung stellen. Es ist und bleibt unser
Ziel, 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts für Forschung
und Entwicklung auszugeben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Aber es wäre zu wenig, diese Anstrengungen auf das
nationale Haushaltsgebaren zu beschränken. Wir drän-
gen auch darauf, dass die Europäische Union in der Ru-
brik Wettbewerbsfähigkeit für Forschung und Entwick-
lung in den Jahren zwischen 2007 und 2013
50 Milliarden Euro ausgibt. Ich glaube, das ist mehr als
eine nur kleinliche Ergänzung unserer nationalen An-
strengungen.

Was den Bereich „Arbeitsmarkt, Wachstum und ins-
besondere Verbesserung der Rahmenbedingungen für
die Wirtschaft“ angeht, haben wir erste Schritte ge-
macht. Wir haben ein zentrales Informationssystem für
Unternehmensgründer auf den Weg gebracht. Wir haben
die Absetzbarkeit haushaltsnaher Dienstleistungen
deutlich erweitert. Wir werden heute im Laufe der parla-
mentarischen Beratung der weiteren Tagesordnungs-
punkte noch darüber sprechen. Wir stützen gerade mit
diesen Maßnahmen kleine und Kleinstunternehmen im
Servicebereich.

Wir haben nach dem Beschluss des Kabinetts mit dem
Ausbau der Kinderbetreuung die Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie verbessert. Wir werden bis
2010 230 000 zusätzliche Plätze für Kinder unter drei
Jahren bereitstellen können. Die Absetzbarkeit der Kin-
derbetreuungskosten ist verbessert worden. Mittelfristig
werden wir uns mit dem Elterngeld an sehr positiven
skandinavischen Erfahrungen, insbesondere schwedi-
schen Erfahrungen, orientieren. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Konzepte für besondere Gruppen des Arbeitsmarkts,
von den Beschäftigten im Niedriglohnsektor bis zu den
älteren Arbeitnehmern, sind auf dem Weg. Auch darüber
wird das Parlament heute im weiteren Verlauf noch dis-
kutieren.

Ein Bereich ist mir besonders wichtig, der Bereich
Energie. Das ist eines unserer Kernanliegen. Bei Ener-
gieeffizienz, Energieforschung und erneuerbaren Ener-
gien haben wir in Deutschland – ich glaube, das dürfen
wir hier sagen – viel geleistet. Der Anteil erneuerbarer
Energien an der Stromerzeugung liegt jetzt schon bei
über 10 Prozent. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war nicht diese Regierung! – Ge-
genruf der Abg. Iris Gleicke [SPD]: Es waren
auch nicht allein die Grünen!)

– Sie vergessen ja auch sonst das eine oder andere, was
Sie entschieden haben, Frau Künast.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der FDP – Renate Künast
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber da ha-
ben wir zu lange mit euch gekämpft, um das zu
vergessen!)

Wir haben mit dem Energieforschungsprogramm „In-
novation und neue Energietechnologien“ neue Schwer-
punkte gesetzt. 

Frau Künast – das sage ich aber nicht nur an Sie ge-
richtet –, wir stärken Deutschland als innovativen
Standort für Umwelttechnologien. Wir sind mit
19 Prozent am Weltmarkt bereits deutlich führend. Es
kommt vor allem darauf an, dass wir das auch bleiben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Die Botschaft, die von dem EU-Gipfel ausgehen
muss, ist: Wir brauchen Europa, um Globalisierung poli-
tisch gestalten zu können. Das heißt, dass wir innerhalb
der Europäischen Union Rahmenbedingungen schaffen
müssen, um Wachstum und Beschäftigung zu ermögli-
chen.

Das heißt aber auch – damit komme ich zu einem
nächsten Punkt –, dass wir auf die drängenden Fragen,
die sich aus der Globalisierung stellen, Antworten finden
müssen, die sozial austariert sind. Ich glaube, dass sie
nur so von der Bevölkerung tatsächlich auch akzeptiert
werden. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Das ist nicht nur unser Verständnis. Ich bin froh darü-
ber, dass sich das mittlerweile auch in den europäischen
Institutionen durchsetzt, etwa am Beispiel der Dienst-
leistungsrichtlinie. Der im Europäischen Parlament ge-
fundene Kompromiss berücksichtigt sowohl soziale wie
auch wirtschaftliche Aspekte. Die Bundesregierung be-
grüßt diese Entscheidung ausdrücklich. Klar ist auch:
Ein Kompromiss im Rat zu diesem Thema wird nur
dann erzielt werden können, wenn sich sowohl die Mit-
gliedstaaten wie auch die Kommission an diesem Ergeb-
nis orientieren. Dazu kann ich allen Beteiligten nur ra-
ten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich habe vorhin schon angedeutet: Energie und Ener-
giesicherheit werden vermutlich nicht nur auf dem
nächsten Europäischen Rat wichtige Themen sein. Wir
sehen das in der Tat auch als ein zentrales Anliegen der
internationalen Politik. Ganz sicher geht es dabei vorran-
gig um die Versorgung Europas mit Energie, um Versor-
gungssicherheit also. Uns muss es dabei aber auch um
Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglichkeit gehen.
Wir haben am vergangenen Mittwoch mit der Vorberei-
tung des Energiegipfels im Kabinett den Startschuss für
ein energiepolitisches Gesamtkonzept gegeben. Ich darf
Ihnen versprechen, dass wir dieses im kommenden Jahr
auch verabschieden werden.

Wir sind davon überzeugt: Energiepolitik und Ener-
gieproblematik sind nicht nur von größter wirtschaftli-
cher und umweltpolitischer Relevanz; sie entwickeln
sich auch weltweit zu einem zentralen Thema der
Außen- und Sicherheitspolitik. Der jüngste Gasstreit
zwischen Russland und der Ukraine hat uns ein bisschen
Vorgeschmack auf das gegeben, was uns erwarten
könnte, wenn es uns nicht gelingt, das hier schlum-
mernde Konfliktpotenzial einzuhegen und zum Gegen-
stand verantwortlicher und vor allem kooperativ ausge-
richteter Politik zu machen.

Wir müssen in der EU ganz sicher unsere gemeinsa-
men Interessen an der Energiepolitik formulieren und
überlegen, wie wir sie zukünftig nach außen vertreten.
Ich halte gleichwohl wenig von der Idee, dass wir uns zu
einer Art Zusammenschluss energiepolitischer Habe-
nichtse zusammenfinden, und zwar gegen diejenigen,
die über Energievorräte verfügen. 
(Beifall des Abg. Klaus Uwe Benneter [SPD])

Aus meiner Sicht geht es im Augenblick vielmehr da-
rum, Überlegungen anzustellen, wie gemeinsame außen-
politische Ansätze in Energiefragen entwickelt werden
können. Ausgangspunkt dabei ist die bestehende gegen-
seitige Abhängigkeit der Förder-, Transit- und, wie wir
es sind, Verbraucherländer. Mit anderen Worten: Nur ein
integrativer Ansatz, nur ein intensiver Dialog zwischen
den Verbraucherländern, den Förderländern und den
Transitländern – das ist ein wichtiges Anliegen, das mit
Anstrengungen verbunden sein wird – verspricht Erfolg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deshalb müssen wir den Dialog mit Russland, mit Nor-
wegen, wo ich nächste Woche sein und über dieses
Thema reden werde, aber auch mit den nordafrikani-
schen Lieferländern und den Golfstaaten führen.

Ich bin mir sicher und weiß das auch aus meiner frü-
heren Tätigkeit: Diese Zusammenarbeit wird auf Dauer
keine Einbahnstraße sein. Gerade Länder wie Russland
brauchen Hilfe bei der Steigerung der Energieeffizienz,
der Energieforschung und beim Ausbau erneuerbarer
Energien. Weil es dabei letztlich auch für unser Land um
Exportchancen geht, benötigen wir einen intensiven Dia-
log mit unseren Unternehmen, gerade mit den Unterneh-
men des innovativen Mittelstands, ganz im Sinne der
von uns geplanten Innovationsoffensive „Energie für
Deutschland“, mit der wir – ich sagte es vorhin – bei
den modernen Energietechnologien Weltspitze bleiben
wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Letzter Satz zu diesem Thema. Der Energierat der
Europäischen Union hat am vergangenen Dienstag
Schlüsselbereiche, wie es dort heißt, für eine neue euro-
päische Energiepolitik identifiziert. Sie werden jetzt dem
Europäischen Rat vorgelegt. Wir können sehr zufrieden
sein, weil unsere Kernanliegen dort sämtlich aufgenom-
men sind. Dazu gehört ausdrücklich, dass jeder Mit-
gliedstaat weiterhin über seine Gestaltung des Energie-
mixes bestimmen wird. Auf der Grundlage dieser
Schlüsselbereiche wird der Europäische Rat seine Ar-
beitsaufträge an die Kommission erteilen.

Meine Damen und Herren, so weit mit einigen weni-
gen Anstrichen zu dem, was auf dem Frühjahrsgipfel im
Bereich Binnenmarkt vor der Tür steht. Wir, auch die
Regierungschefs, werden uns natürlich nicht allein auf
diese Themen beschränken können. Die vielen interna-
tionalen Krisen, über die wir miteinander zu reden ha-
ben, werden ebenfalls die Tagesordnung des Frühjahrs-
gipfels bestimmen, naturgemäß beginnend mit der
größten Sorge, die uns umtreibt: dem iranischen Nukle-
arprogramm, das eine Herausforderung nicht nur für
das Nichtverbreitungsregime ist, sondern auch für die
Sicherheit und Stabilität des gesamten Nahen und Mitt-
leren Ostens. Wir werden innerhalb der Europäischen
Union ganz sicher gemeinsam weiterhin darauf setzen,
hier tatkräftig und kreativ an diplomatischen Lösungen
zu arbeiten.
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Das nächste Thema, das auf dem Frühjahrsgipfel
noch nicht zur Entscheidung ansteht, aber kurz nach der
Regierungsbildung in den palästinensischen Gebie-
ten, ist die Lage nach der Wahl dort. Ich darf Ihnen
sagen, dass wir mit Präsident Abbas und der israelischen
Führung in engstem Kontakt stehen. In den letzten Ta-
gen haben wir, nachdem auch die EU sich dazu geäußert
hat, beide Seiten dazu aufgerufen, Deeskalation zu be-
treiben und die Gewalt ruhen zu lassen. Das ist die Vo-
raussetzung dafür, dass der Friedensprozess überhaupt
eine Chance hat. Aber angesichts des Wahlergebnisses
werden wir nach der jetzt abzusehenden Regierungsbil-
dung und der Vorstellung des Regierungsprogramms na-
türlich eine Neubewertung unseres künftigen Verhältnis-
ses zur palästinensischen Regierung vorzunehmen
haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich will nicht verheimlichen, dass wir von unseren Vo-
raussetzungen, die wir in den letzten Tagen und Wochen
immer wieder genannt haben, kaum werden Abstand
nehmen können. Dazu gehört als zentrale Bedingung der
Gewaltverzicht. Keine Regierung der Welt darf sich eine
Option auf den Terror offen halten.

(Beifall im ganzen Hause)

Wir erwarten ebenfalls, dass die Grundlagen, die in
den letzten Jahren zwischen der palästinensischen Seite
und der israelischen Regierung für die Überwindung des
Konfliktes geschaffen wurden, auch von der zukünftigen
palästinensischen Regierung respektiert werden. Es ist
völlig klar, dass das Existenzrecht Israels nicht infrage
gestellt werden darf.

(Beifall im ganzen Hause)

Ich komme zu einem letzten Punkt der internationalen
Politik, der uns gestern in einer gemeinsamen Sitzung
von Auswärtigem Ausschuss und Verteidigungsaus-
schuss beschäftigt hat. Die mögliche europäische Ope-
ration im Kongo beschäftigt die Öffentlichkeit; sie be-
schäftigt die Regierung und sie wird auch das Parlament
beschäftigen. Ich darf sagen, dass die Europäische Union
innerhalb des Kongo in den vergangenen Jahren stark an
Profil gewonnen hat, weil sie der wichtigste Partner in
dieser schwierigen Phase des Übergangs geworden ist.
Ich will hinzufügen, dass uns der Kongo schon deshalb
nicht gleichgültig sein kann, weil die Entwicklung in der
Region der Großen Seen – neben dem Kongo gehören
dazu auch Burundi, Ruanda und andere Länder, die in
den letzten Jahren schon Stabilisierungsprozesse hinter
sich gebracht haben – für Afrika insgesamt entscheidend
sein wird.

Ich kann verstehen, dass viele sagen, der Friedenspro-
zess im Kongo sei zu langsam verlaufen. Trotzdem muss
man feststellen, dass er stattgefunden hat: das Referen-
dum über die Verfassung, die Verabschiedung des Wahl-
gesetzes und die Aufstellung der Wahllisten. Nach
45 Jahren wird es jetzt zum ersten Mal im Kongo eine
Wahl geben. Das ist der Hintergrund für die Anfrage der
Vereinten Nationen, ob die Europäische Union hier
durch militärische Präsenz helfen kann, diesen Stabili-
sierungsprozess abzusichern.
Wir haben unsere Voraussetzungen dafür genannt: ein
klares Mandat der Vereinten Nationen, eine ausrei-
chende Beteiligung der anderen europäischen Partner so-
wie eine klare zeitliche und räumliche Begrenzung. Wir
haben gestern festgestellt, dass die Bereitschaft anderer
europäischer Staaten für eine Beteiligung – jedenfalls in-
formell – bei Solana angezeigt worden ist. Kollege Jung
wird kommenden Montag die Partner zu einer Planungs-
konferenz einladen. Ich darf sagen: Wenn dort eine faire
Lastenverteilung vereinbart wird, dann steht der Weg für
Bundesregierung und Bundestag offen, zu entscheiden,
ob und in welcher Form wir uns an diesem Einsatz betei-
ligen werden. Ich will meine Meinung nicht verheimli-
chen, dass wir uns einer solchen gemeinsamen, arbeits-
teiligen europäischen Anstrengung nicht verweigern
können, wenn die Voraussetzungen, die wir genannt ha-
ben, erfüllt sind.

Abschließend möchte ich sagen, dass die Vorberei-
tung auf unsere europäische Ratspräsidentschaft läuft.
Langsam wird absehbar, welche Aufgaben uns die Vor-
gängerpräsidentschaften hinterlassen. Wir werden für
diese Präsidentschaft im ersten Halbjahr 2007 eigene
Akzente vorbereiten.

Am 25. März 2007 – also unter deutschem Ratsvor-
sitz; deshalb erwähne ich dieses Datum – jährt sich zum
50. Mal die Unterzeichnung der Römischen Verträge,
der Geburtsurkunden der Europäischen Union. Ich
glaube, dass uns dieses Datum Anlass bieten wird, die
unbestrittene Erfolgsgeschichte der politischen und wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit in Europa Revue passieren
zu lassen. Ich darf daran erinnern, dass diese Zusammen-
arbeit uns allen 50 Jahre Stabilität, Wohlstand und Frie-
den garantiert hat. Deutschland wird sich dafür einset-
zen, dass dies auch in den nächsten 50 Jahren so bleibt.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, für die folgende

Aussprache sind nach einer interfraktionellen Vereinba-
rung eineinhalb Stunden vorgesehen. Ich gehe davon
aus, dass Sie damit einverstanden sind. – Dann ist es so
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem
Kollegen Markus Löning für die FDP-Fraktion. 

Markus Löning (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr

Außenminister, lassen Sie mich mit einem Thema begin-
nen, das Sie – ich finde, zu Recht und glücklicherweise –
nicht erwähnt haben – es ist im Vorfeld von europäi-
schen Räten oft ein Thema gewesen –: die Aufhebung
des Waffenembargos gegenüber China. Ich muss sa-
gen: Ich begrüße es im Namen meiner Fraktion außer-
ordentlich, dass die Bundesregierung hier die Linie ihrer
Vorgängerregierung verlassen hat und Sie, Herr Außen-
minister, im Gegensatz zu Ihrem Vorgänger deutliche
Ansagen gemacht haben. Es ist wichtig, dass das
Waffenembargo gegenüber China bestehen bleibt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)
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Wir hatten gerade gestern eine Kollegin aus Taiwan
– sie ist Mitglied des taiwanesischen Parlamentes – zu
Gast. Sie hat geschildert, was es für die Menschen in
Taiwan, die für Demokratie in ihrem Land gekämpft ha-
ben, bedeutet, dass das Waffenembargo gegenüber China
bestehen bleibt. An dieser Stelle haben Sie immer die
Unterstützung der FDP-Fraktion.

Einen weiteren Punkt möchte ich als Vorbemerkung
kurz ansprechen: Wenn ich mit unseren europäischen
Freunden gerade aus den kleinen Ländern der EU spre-
che, dann ist festzustellen, dass es auch hier eine Korrek-
tur der Politik der Bundesregierung im Vergleich zu ihrer
Vorgängerregierung gibt: Der Ton gegenüber den Part-
nern hat sich geändert. Der Ton ist anders geworden. Er
ist moderater geworden. Es wird nicht mehr von Achsen,
sondern von Partnerschaften geredet. Es wird von Offen-
heit gesprochen und es wird mit den kleinen Ländern ge-
redet. Das halten wir für richtig. Wir unterstützen aus-
drücklich, dass hier die Fehler der Vorgängerregierung
korrigiert worden sind. 

(Beifall bei der FDP)

Lassen Sie mich zum Thema Lissabonstrategie, dem
Hauptpunkt des Frühjahrsgipfels, einiges sagen. Wenn
man sich den Entwurf des Schlussdokuments an-
schaut, kommt man zu dem Ergebnis: Darin steht sehr
viel Richtiges. Aber mir stellen sich in diesem Zusam-
menhang folgende Fragen: Ist es richtig, dass dies auf
dieser Ebene gemacht wird? Ist es richtig, wenn die EU
in dieser Detailtiefe Vorgaben für die Wirtschaftspolitik
macht? Wäre es nicht sinnvoller, dass die EU sich erst
einmal auf das konzentriert, was wichtig für sie ist und
wofür sie die originäre Zuständigkeit hat? Wäre es nicht
richtig, dass sie sich auf Fragen des Wettbewerbs im
Binnenmarkt konzentriert? Da sind wir erfolgreich ge-
wesen, weil die EU entsprechende Regelungen durchge-
setzt hat. 

Wäre es nicht wichtiger, dass die nationalen Regie-
rungen ihre Hausaufgaben machen? Denn wir können
zwar viele Programme auf EU-Ebene verabschieden. Es
sind schöne Programme. Das meiste, was darin steht, ist
richtig und wichtig und wird von mir unterstützt. Aber
die Frage ist: Wann setzt diese Bundesregierung sie um?
Wann wird das umgesetzt, was von den Partnern ange-
mahnt wird? Ich würde mir wünschen, dass mehr auf na-
tionaler Ebene gehandelt wird und nicht auf internatio-
naler Ebene große Ankündigungen gemacht werden. 

Wenn ich mit unseren Partnern rede, werde ich ge-
fragt: Was ist mit der Mehrwertsteuererhöhung? Bei
unseren europäischen Partnern gibt es erhebliche Beden-
ken. Sie fragen uns: Was macht diese Bundesregierung
mit der Mehrwertsteuererhöhung? Es gibt Bedenken,
dass eine solche Erhöhung die Geschwindigkeit des
Wachstums in Deutschland und damit in der Eurozone
erheblich verlangsamen wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
LINKEN)

Deutschland ist schon jetzt der Bremsklotz, was das
Wachstum in der Eurozone angeht. Wir werden es nach
der Erhöhung der Mehrwertsteuer umso mehr sein. 
Herr Steinmeier, leider muss ich Ihnen widerspre-
chen. Die Wirtschaftspolitik, die Sie skizziert haben, ist
nun wahrlich nicht das, was man sich unter einer wachs-
tumsorientierten Wirtschaftspolitik vorstellt. Es wa-
ren schöne Aspekte dabei, aber nicht das, was wir brau-
chen, um dieses Land auf Wachstumskurs zu bringen.
Sie haben weder die Steuerreform noch die Reformen
der Sozialsysteme oder die Reform auf dem Arbeits-
markt angesprochen. Dies sind die großen Themen, die
wir angehen müssen, damit Deutschland wieder ein hö-
heres Wachstum erfährt und wieder Motor des Wachs-
tums in Europa sein kann. Diese Themen haben Sie um-
schifft. Von diesen Themen habe ich nichts gehört. Das
ist es, was die Bundesregierung anpacken muss. Dann
können wir auch auf europäischer Ebene Erfolg haben. 

(Beifall bei der FDP)

Ich fürchte mich vor einer Situation, in der auf euro-
päischer Ebene Großes beschlossen, auf nationaler
Ebene nicht gehandelt und anschließend mit dem Finger
nach Brüssel gezeigt und gesagt wird: Seht, die Dinge in
Brüssel nützen nichts! – Das führt zu Euroskeptizismus.
Handeln Sie hier! Dann klappt es auch mit Europa wie-
der besser. Wir brauchen hier, in Deutschland, Wachs-
tum. 

Sie haben die Verfassung und die Zustimmung zu
Europa angesprochen. Ich glaube, Europa braucht Er-
folge. Wir können lange über die Verfassung diskutieren;
diese Diskussionen sind teilweise sehr technisch. Was
wir brauchen, ist: Wir müssen zeigen, dass Europa hand-
lungsfähig ist, dass Europa, wenn seine Mitgliedstaaten
gemeinsam handeln, Erfolg haben kann. Wir müssen
zeigen, dass wir gemeinsam mehr erreichen können als
einzeln. Das vermisse ich. Ich möchte, dass sich die EU
auf das konzentriert, was sie wirklich kann. Dazu würde
eine gemeinsame Außenpolitik gehören, zu der schon
gute Schritte unternommen wurden. 

Für den Bereich der Wirtschaftspolitik wäre zu nen-
nen: Die EU sollte sich auf die Ermöglichung von Wett-
bewerb konzentrieren. Ich habe vermisst, dass Sie klare
Worte zu der Diskussion um nationale Champions sagen.
Es ist eine Kernaufgabe auf europäischer Ebene, dass
wir in diesen Fragen klar Stellung beziehen, bevor wir
uns zu Dingen äußern, die auf nationaler Ebene umge-
setzt werden. Ich hätte mir gewünscht, dass Sie an dieser
Stelle die Rolle der Kommission und der EU insgesamt
wesentlich deutlicher anmahnen. Da können wir Erfolge
erzielen; da ist Europa immer erfolgreich für seine Bür-
ger gewesen. Es erhöht die Akzeptanz Europas, wenn
wir an dieser Stelle Erfolge vorweisen können.

(Beifall bei der FDP)

Wir brauchen ohne Zweifel mehr politische Integra-
tion; wir brauchen mehr Vertiefung. Aber wir müssen
die Vertiefung dort zum Tragen bringen, wo sie Erfolg
bringt.

 Eines dürfen wir in dieser Diskussion nicht aus den
Augen verlieren: Europa hat immer davon profitiert,
dass es Unterschiede gibt. In Europa hat sich Fortschritt
oft daraus ergeben, dass es zwischen Modellen oder
Ideen einen Wettbewerb gegeben hat, dass es auf dem
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Gebiet von Forschung und Entwicklung Wettbewerb ge-
geben hat, dass es aber auch dann, wenn es um politische
Ideen oder Konzepte geht, Wettbewerb gegeben hat. Das
dürfen wir bei der Diskussion über solche Dinge wie die
Lissabonstrategie nicht vergessen. Wenn wir zu einer
Nivellierung, zu einer Vereinheitlichung der Politiken
kommen, gibt es diesen Wettbewerb nicht mehr. Dieser
Wettbewerb innerhalb Europas ist immer ein Motor des
Fortschritts gewesen; er muss aufrechterhalten werden.
Nur so werden wir in Europa nach vorn kommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächster Redner ist der Kollege Michael Stübgen für

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Stübgen (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Zum sechsten Mal in Folge steht die Frühjahrs-
tagung des Europäischen Rates am 23. und 24. März die-
ses Jahres unter dem Zeichen der so genannten Lissa-
bonstrategie. Die Europäische Union stellt damit klar,
dass sie Wachstum und Beschäftigung in das Zentrum
ihrer Politik stellen will. Ich denke, das ist ein richtiger,
ja ein entscheidender Ansatz für die Europäische Union.

In diesem Jahr hat der erwähnte Europäische Rat eine
besondere Bedeutung, denn vor fast genau einem Jahr
wurde die Lissabonstrategie neu gestartet. Ein Neustart
war dringend geboten, weil die Lissabonstrategie der EU
auf dem besten Wege war, zu scheitern. Der bisherige so
genannte Lissabonprozess war nämlich alles andere als
ein Ruhmesblatt für die Europäische Union. 

Erinnern wir uns: Im Jahr 2000 beschlossen die
Staats- und Regierungschefs ein Programm mit vielen
Superlativen. Ich zitiere: Die Europäische Union soll bis
zum Jahr 2010 zur „wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten“ Wirtschaft der Welt wer-
den. Ich habe die Erfahrung gemacht, dass in China, den
USA, in Asien und wo auch immer solche Sätze, die von
europäischen Regierungschefs beschlossen worden sind,
nicht einmal mehr als arrogant, sondern einfach nur als
lächerlich aufgefasst werden. Es war eine überzogene
Forderung, die nicht einlösbar war. Was dieser Erklärung
folgte, war: Familienfotos der Staats- und Regierungs-
chefs wurden gemacht, unzählige Fensterreden europäi-
scher Politiker wurden gehalten und es wurde unsäglich
viel Papier beschrieben. Allein, passiert ist fast nichts.

Im Jahr 2004 wurde unter Leitung von Wim Kok,
dem ehemaligen niederländischen Ministerpräsidenten,
eine Expertengruppe eingerichtet, die die Lissa-
bonstrategie auf ihre Erfolge hin analysieren sollte.

Das Ergebnis dieser Analyse war erschütternd: Wirt-
schaft und Wachstum in der Europäischen Union waren
im Betrachtungszeitraum eher rückläufig. Die Probleme
auf dem Arbeitsmarkt wuchsen, insbesondere bei jungen
und älteren Menschen sowie Frauen und die Popularität
der europäischen Politik bei der Bevölkerung hat abge-
nommen.

In seiner Analyse des bisherigen Lissabonprozesses
definierte Wim Kok im Wesentlichen zwei Kernursa-
chen für das Scheitern: erstens das fehlende, auf jeden
Fall nicht ausreichende Engagement der Mitgliedstaaten
und zweitens eine unübersehbare Vielzahl sich wider-
sprechender, auf verschiedenen Ratstagungen immer
wiederholter und neu beschlossener Zieldefinitionen. 

Wir müssen aus dieser Entwicklung zunächst eine
entscheidende Erkenntnis ableiten: Die Europäische
Union darf bei den Bürgern keine überzogenen Erwar-
tungen wecken. So entscheidend es auch ist, dass
Wachstum und Beschäftigung auf europäischer Ebene
und auf allen nationalen Ebenen oberste Priorität haben,
darf die Europäische Union nicht den Eindruck erwe-
cken, als könne sie quasi wie eine Märchenfee alle Pro-
bleme wegzaubern. Die überwiegende Mehrheit der
Menschen in der Europäischen Union glaubt übrigens
nicht an Märchen. 

Solche Aktionen führen dazu – und das ist das eigent-
lich Schlimme –, dass bei den Menschen in Europa das
Misstrauen und die Skepsis gegenüber europäischer
Politik eher zunehmen als dass das entsteht, was wir
brauchen, nämlich mehr Vertrauen und mehr Unterstüt-
zung in Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Es war völlig richtig und entscheidend, dass die neue
Kommission unter José Manuel Barroso im Jahr 2005
rasch und energisch das Ruder herumgerissen hat. Die
neu ausgerichtete Lissabonstrategie hat gute Chancen,
einen zentralen Beitrag zu mehr Wachstum und Beschäf-
tigung in Europa zu leisten. Nun liegt es nachprüfbar
– das ist wichtig – in den Händen der Mitgliedstaaten
– auch Deutschlands –, durch die Umsetzung der Strate-
gie ihren eigenen Beitrag zu leisten. 

Unsere Bundesregierung hat dazu einen ersten wichti-
gen Schritt getan. Die Bundesregierung hat das natio-
nale Reformprogramm für den Zeitraum 2005 bis 2008
vorgelegt. Dabei hat sie drei Schwerpunkte gesetzt. Ers-
tens: der Ausbau der Wissensgesellschaft und die Erhö-
hung der Dynamik des europäischen Binnenmarktes.
Das ist eine wichtige Grundlage, um die Globalisierung
aktiv als Chance nutzen zu können. Zweitens: die Aus-
weitung der Förderung von Innovation und Bildung, um
technologischen Fortschritt in Deutschland voranzubrin-
gen. Drittens: die Bewältigung des Problems der großen
demografischen Veränderungen – auch ein entscheiden-
der Punkt, der uns im Übrigen noch viele Jahrzehnte be-
schäftigen wird – durch die zunehmende Alterung der
Gesellschaft gerade auch bei uns in Deutschland. Damit
verbunden ist die Abwendung der drohenden Verödung
unserer ländlichen Räume. Gerade hierfür ist und bleibt
die europäische Regional- und Strukturpolitik von ganz
entscheidender Bedeutung. 

Darüber hinaus hat – als deutsche Aufgabe – natürlich
auch die Konsolidierung der öffentlichen Finanzen eine
herausragende Bedeutung. Wir werden sicherstellen,
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dass Deutschland im Jahr 2007 das Dreiprozentkriterium
des Stabilitätspakts bei der Neuverschuldung wieder ein-
hält und damit mittelfristig mehr haushaltspolitischer
Spielraum für Wachstum und Beschäftigung zur Verfü-
gung steht.

Der neue Ansatz der Lissabonstrategie ist vernünftig
gewählt. Mittelfristig – davon bin ich überzeugt – wird
dies substanzielle Verbesserungen für die Menschen in
Europa bringen. 

Trotzdem möchte ich die Aufmerksamkeit auf einige
wachsende Konfliktpotenziale bei der Durchführung der
Lissabonstrategie lenken. Der Europäische Rat wird in
der nächsten Woche vier prioritäre Handlungsfelder
für die Lissabonpolitik beschließen. Dazu zählen erstens
höhere Investitionen für Forschung und Entwicklung
– ein Anliegen, das wir mit der deutschen Politik voran-
treiben –; zweitens Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen für unternehmerische Tätigkeit insbesondere – das
ist ganz entscheidend – für kleine und mittlere Unterneh-
men, die es verstärkt in strukturschwachen Gegenden so-
wie im ländlichen Raum gibt; drittens Verbesserung der
Beschäftigungschancen insbesondere für junge und äl-
tere Arbeitnehmer sowie für Frauen; viertens die Ener-
giepolitik.

Diese vier prioritären Ziele sind völlig richtig ge-
wählt. Sie müssen aber auch im richtigen Kontext umge-
setzt werden. Derzeit herrscht bei der Europäischen
Kommission die Tendenz vor, das bisher vielfach man-
gelnde Engagement der Mitgliedstaaten durch zentrale
Kontrolle zu fördern, geradezu durch Bevormundung zu
ersetzen. Das ist nach meiner Überzeugung der falsche
Weg. 

Für die konsequente und richtige Umsetzung ist es
von entscheidender Bedeutung, dass die Kommission
die notwendige Weichenstellung vornimmt, um dadurch
die Mitgliedstaaten anzuregen, die jeweilige nationale
Politik auf die Ziele Wachstum und Beschäftigung aus-
zurichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Ein Beispiel für die Gefahr von Fehlentwicklungen
sehe ich in den gegenwärtigen Verhandlungen zu den
Strukturfondsverordnungen. Der Europäische Rat hat im
Dezember 2005 völlig zu Recht gefordert, den Einsatz
der Strukturmittel in der kommenden Finanzierungs-
periode stärker an den Lissabonzielen zu orientieren. Die
Europäische Kommission ist aber im Moment dabei,
diese grundsätzlich richtige Zielstellung zu nutzen, um
– quasi durch die Hintertür – die Handlungsspielräume
der Mitgliedstaaten in zahlreichen Bereichen der Wirt-
schaftspolitik in unzulässiger Art und Weise einzu-
schränken. So ist die Kommission zum Beispiel der Auf-
fassung, dass die klassische Unternehmensförderung
durch Investitionszuschüsse in den Ziel-2-Gebieten an-
geblich nicht dem Ziel Wachstum und Beschäftigung
dienen soll, also ausgeschlossen werden soll, wohinge-
gen in den Ziel-1-Gebieten dasselbe Modell für die
Durchführung der Lissabonstrategie nützlich sein soll. 
Ich denke, das ist der falsche Weg. Ich halte das Be-
mühen der Bundesregierung für richtig, zu erreichen,
dass auch für die Ziel-2-Gebiete – das sind vor allen
Dingen strukturschwache Gebiete in den alten Mitglied-
staaten, in Deutschland also in den westdeutschen Län-
dern – die Möglichkeit von Investitionsförderungen be-
stehen bleiben soll.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Inwiefern davon Gebrauch gemacht wird, sollen die Mit-
gliedsländer und deren Gebietskörperschaften eigenver-
antwortlich entscheiden.

Auch besteht bei diesem so genannten Earmarking
die Gefahr – der Beschluss des Europäischen Rates vom
Dezember letzten Jahres war gut gemeint –, dass die bis-
herige Strategie der Europäischen Kommission zu einer
zusätzlichen Bürokratisierung der Ausreichung von
Strukturfondsmitteln führt. Die Europäische Kommis-
sion hat vor, zusätzlich zu allen Prüfmechanismen, die
angewandt werden, bevor Strukturfondsmittel an die
Mitgliedsländer ausgereicht werden, eine Prüfinstanz
einzurichten, die einen so genannten Kennungsprozess
einleitet, in dem geprüft wird, inwieweit bestimmte Mit-
tel der Erreichung des Lissabonziels dienen. 

Wenn das so genannte Earmarking – es ist gut ge-
meint und dem Grunde nach auch richtig – zu mehr Bü-
rokratie, Komplexität und Kompliziertheit beim Einsatz
europäischer Fördermittel im Bereich der Infrastruktur
oder Sozialpolitik führt, dann erreichen wir genau das
Gegenteil von dem, was wir brauchen. Wir brauchen
nämlich weniger Bürokratie und mehr Eigenverantwor-
tung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wir brauchen eine Lissabonstrategie, die erreichbare
Ziele klar definiert und diese Ziele engagiert verfolgt.
Wir werden Wachstum und Beschäftigung nur erreichen,
wenn alle Akteure der nationalen und der europäischen
Politik an einem Strang ziehen. Dabei ist es wichtig, dass
wir auch das Forum des Deutschen Bundestages nutzen,
um die Verzahnung von europäischer und nationaler
Politik deutlich zu machen.

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Gerade vor dem Hintergrund der Globalisierung der
Weltwirtschaft und dem rasanten Wirtschaftswachstum,
zum Beispiel in Indien und in China, müssen wir mehr
denn je deutlich machen, dass die Völker und Staaten
Europas nur gemeinsam erfolgreich sein werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Die Fraktion von CDU und CSU wird die Reformini-
tiativen der Bundesregierung im Rahmen der Lissa-
bonstrategie aktiv begleiten und unterstützen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile nun das Wort der Kollegin Monika Knoche

für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Monika Knoche (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten

Herren und Damen! Herr Außenminister Steinmeier, Sie
haben Ihre Rede zur Lissabonstrategie und dem EU-Gip-
fel damit begonnen, dass Sie gesagt haben: Die Men-
schen haben ein diffuses Unbehagen, was Lissabon an-
geht. Ich bin nicht der Meinung, dass die Menschen von
ihrem Gefühl her dagegen sind. Aber sie haben mit der
Lissabonner Strategie Erfahrungen gesammelt. Deshalb
lehnen sie sie ab. Diese Ablehnung ist richtig. 

(Beifall bei der LINKEN)

Man kann den Menschen doch nicht vorenthalten,
dass es sich in Gesamteuropa um ein konzertiertes Vor-
gehen handelt, wenn überall Arbeitsrechte und soziale
Sicherungsstandards abgebaut werden. Das Ziel ist
doch die Privatisierung aller sozialen Sicherungssys-
teme, um börsennotierten Aktienunternehmen Zuwächse
zu verschaffen, die sich dann im Ergebnis als Arbeits-
platzabbau niederschlagen. Das ist doch die Realität, die
die Menschen erfahren. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die Ablehnung der Lissabonner Strategie zeigt doch
– genauso wie die Arbeitskämpfe, die wir derzeit in
Deutschland erleben –, dass der Abbau der sozialen
Standards nichts mit Zugewinn an Freiheiten zu tun hat.
Wir wollen ein freiheitliches Europa und für ein freiheit-
liches Europa ist es existenziell wichtig, dass die Men-
schen soziale Sicherheit haben. 

(Beifall bei der LINKEN)

Denn kollektive Rechte sind die Ausgangsbasis für indi-
viduelle, freie Entscheidungen im Blick auf die Lebens-
gestaltung. Alle diese Prozesse muss man doch zusam-
menfügen. Die Menschen sind nicht gefühlig dagegen,
sondern sie haben ein politisches Bewusstsein, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Freiheit für Kuba!)

das Sie nicht zur Kenntnis nehmen wollen. Hätten Sie es
zur Kenntnis genommen, dann hätten Sie eine Abstim-
mung über die europäische Verfassung zugelassen. Doch
das haben Sie nicht gemacht.

(Beifall bei der LINKEN)

In der europäischen Verfassung sind sowohl das Lis-
sabonner Konzept – in zusammengefasster Weise – als
auch eine Militarisierung der europäischen Außenpolitik
enthalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unfug! – Zuruf 
von der SPD: Unsinn!)

Bevor ich darauf zu sprechen komme, noch einen Satz:
Ich habe sehr wohl verfolgt, dass Frau Bundeskanzlerin
Merkel gesagt hat: Es kommt darauf an, demnächst eine
Debatte über unser Verständnis von Freiheitsbegriff zu
führen. Ich sehe das in einem sehr engen Zusammen-
hang mit dem Abbau der Sozialsysteme und meine, eine
Definition der Marktwirtschaft, die hinter die Definition
der sozialen Marktwirtschaft Ludwig Erhards zurück-
fällt, kann doch nicht die Zukunft sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Der zweite Tagesordnungspunkt des Gipfels ist die
Energiepolitik. Ich möchte in diesem Zusammenhang
bewusst über die deutsche und europäische Außenpolitik
sprechen. Wir haben uns vorgestern zu Beratungen im
Auswärtigen Ausschuss und im Verteidigungsausschuss
zusammengefunden. Wir haben dort erfahren, dass es
tatsächlich das ernste Vorhaben Europas ist, im Kongo
militärisch präsent zu sein. Niemand im Kongo will eine
europäische Präsenz. Womöglich muss Solana noch hin-
fahren, um Kabila davon zu überzeugen, dass er europäi-
sche Hilfe braucht. 

(Markus Löning [FDP]: So ein Quatsch!)

Nichts braucht der Kongo so wenig wie deutsche Solda-
ten. Die Menschen dort brauchen eine gute, unabhängige
Polizei, sie brauchen eine Besoldung für ihr eigenes Mi-
litär und vor allen Dingen einen sehr langen Atem für
Friedensbildungs- und Aussöhnungsprozesse. Aber sie
brauchen keinesfalls deutsches und europäisches Militär
vor Ort. 

(Beifall bei der LINKEN)

Warum tut Europa das? Bislang hieß es immer, die
Bündnisverpflichtungen und die Ausrichtung der NATO
sowie die transatlantischen Beziehungen seien für uns
maßgeblich. Plötzlich spielt die NATO gar keine Rolle
mehr. Es geht um eine europäische militarisierte Außen-
politik. Aber wenn es in diesem Fall zum Konflikt
kommt, sollen die Truppen wieder zurückgezogen wer-
den. Warum soll das Militär dann überhaupt dorthin? Die
Fragen für mich lauten: Welche strategischen Absichten
sind damit verbunden? Welche Gewöhnungseffekte für
die Bevölkerung sollen bereits jetzt erzielt werden? 

(Beifall bei der LINKEN)

Ein weiterer Aspekt: Gestern Abend sah ich zu Hause
in den Nachrichten, dass im Irak wieder gebombt wird.
Das muss doch einen deutschen Außenminister veranlas-
sen, dieses Geschehen in seiner Regierungserklärung mit
einigen Worten zu verurteilen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Dort findet ein Krieg um Ressourcen, ein Krieg um Öl
statt. Es war von vornherein klar – jedenfalls für alle, die
diesen Krieg abgelehnt haben –, dass es niemals zu einer
Befriedung dieses Landes kommen kann, weil man mit
militärischen Mitteln keinen Frieden schaffen und keine
Demokratie herstellen kann. So sieht derzeit die Situa-
tion im Irak aus. 

(Beifall bei der LINKEN)

Dann muss ich auch noch hinsichtlich des hochsen-
siblen Bereichs der Iranpolitik beobachten, dass die
EU 3 jetzt sozusagen eine Vortruppe gebildet haben, um
es den US-Amerikanern zu ermöglichen, ihre Droh-
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kulisse gegen den Iran aufzubauen. Das ist nicht die
deutsche Beteiligung an einer europäischen konzertier-
ten Außenpolitik, wie wir sie uns als Friedenspolitikerin-
nen und -politiker vorstellen. Das ist nicht das, was
Deutschland in der Welt zeigen muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Bei aller Kritik am iranischen Staatspräsidenten ist
doch offenkundig, dass der Iran nicht gegen den Atom-
waffensperrvertrag verstößt. Aber sein Nachbarland In-
dien, das massiv dagegen verstoßen hat, kommt zu Ver-
tragsabschlüssen mit den USA. Warum das Ganze? Steht
das nicht doch im Zusammenhang damit, dass die einen
die „Have“ und die anderen die „Have not“ sind? 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Wir sind in Ger-
many, please! Wir sind ein deutsches Parla-
ment! Da sollte man auch deutsch sprechen!
Von mir aus auch bayerisch!)

Geht es nicht vielleicht darum, dass die Staaten, die ei-
nen großen Energiehunger zu befriedigen haben, sowohl
über Atomkraftwerke als auch über Atombomben verfü-
gen dürfen, während die Staaten, die produzieren und
exportieren müssen, nicht die Souveränität über ihre
Ressourcen behalten sollen?

(Beifall bei der LINKEN)

Ist das nicht die eigentliche Energiefrage, um die es
geht? 

Ich will, dass die neue Regierung im Deutschen Bun-
destag – nicht für uns Abgeordnete, sondern für die Be-
völkerung – deutlich macht, wie sie die Interessen
Deutschlands definiert. Gehört die Energie – ähnlich wie
in Polen, wo schon von einer Energie-NATO die Rede
ist – zu unseren neuen Interessen, die in der Welt gesi-
chert werden sollen? Wir müssen in Deutschland drin-
gend eine Debatte darüber führen, worin die Interessen
Deutschlands bestehen. 

Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun der Kollege Kurt Bodewig, SPD-

Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Kurt Bodewig (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der

letzte Redebeitrag verführt zu einer Anmerkung. Frau
Kollegin Knoche, Zerrbilder, wie Sie sie gerade gezeich-
net haben, leisten weder einen Beitrag zur politischen
Kultur in Deutschland noch schaffen sie Sicherheit und
Vertrauen bei den Menschen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-
ruf von der LINKEN: Sie haben wohl Angst
vor der Wahrheit!)

Eines will ich ganz klar sagen: Der Außenminister
dieser Regierung hat in Kontinuität zur Vorgängerregie-
rung immer deutlich gemacht, dass wir an friedlichen
Lösungen interessiert sind: sowohl was den Irak betrifft
als auch mit Blick auf das Bemühen der europäischen
Staaten angesichts der atomaren Entwicklung im Iran.
Das können Sie nicht leugnen. Hier stehen Sie übrigens
in einer sehr unguten Tradition. Ich erinnere nur an den
Besuch Ihres Parteivorsitzenden bei Milošević. Sie kön-
nen nicht einfach die realen Veränderungen in der Welt
negieren und gleichzeitig diejenigen diffamieren, die
versuchen, in einem internationalen Kontext friedliche
Lösungen zu entwickeln. Das ist nicht seriös.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will auf das Thema dieser Debatte zu sprechen
kommen, die Lissabonstrategie. Der Philosoph Fried-
rich Nietzsche – ich stimme ihm nicht in allem und erst
recht nicht per se zu; aber an diesem Satz ist viel Wahres
– hat einmal gesagt: „Wir leben in einem System, in dem
man entweder Rad sein muss oder unter die Räder ge-
rät.“ Wir befinden uns in einem globalen Wettbewerb.
Die Entwicklungen in der Welt haben große Bedeutung
für unsere eigene Ökonomie und damit auch für die Zu-
kunftschancen der Menschen, die in unserem Land und
in ganz Europa leben. 

In Staaten wie Indien, China oder Brasilien hat sich
eine große Dynamik entwickelt. Diese Dynamik muss
für uns und für ganz Europa als ein Zentrum der globa-
len Welt Ansporn sein. Es handelt sich hierbei aber auch
um bedrohliche Entwicklungen – ich denke zum Bei-
spiel an den Aufbau der Energiereserven in China und
das Leerkaufen der Stahlmärkte –, die unbedingt europä-
ischer Antworten bedürfen. Ich bin dem Außenminister
sehr dankbar, dass er die Themen Versorgungssicherheit,
Energieeffizienz und erneuerbare Energien sowie die
Möglichkeiten, unsere Abhängigkeit von bestimmten
Energieträgern zu beenden, angesprochen hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich glaube, dass diese Aspekte wichtig sind und dass wir
in diesem Bereich vorankommen müssen.

Gleichzeitig will ich aber auch sagen: Es macht kei-
nen Sinn, in Panik zu verfallen. Deutschland ist die Ex-
portnation Nummer eins. In den Bereichen Wissenschaft
und Wirtschaftsentwicklung haben wir große Kapazitä-
ten. Es täte uns gut, wenn wir unser Land wieder etwas
selbstbewusster betrachten würden, als es in manchen
verzerrten Darstellungen und Auseinandersetzungen,
auch und vor allem im Wahlkampf, geschieht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich fand es richtig, dass Wim Kok die Lissabonstrate-
gie genau analysiert und sie sozusagen vom Kopf auf die
Füße gestellt hat. Sie ist ein wichtiges, großes und ehr-
geiziges europäisches Projekt.

Es hat Rückschläge gegeben – unter anderem hat der
11. September 2001 zu einer veränderten internationalen
Lage geführt –, aber darauf stellen wir uns ein. 

An einer Stelle, lieber Michael Stübgen, möchte ich
widersprechen: Ich glaube nach wie vor, dass es richtig
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ist, dass wir uns in Europa  das Ziel setzen, der wissens-
basierte Wirtschaftsraum, der wir sind, zu bleiben und
ihn weiterzuentwickeln. Ich finde, dabei haben wir eine
ganze Menge erreichen können. Wir müssen unsere An-
strengungen aber weiter verstärken, wie die nationalen
Reformprogramme, die jetzt als Konsequenz aus dem
Kok-Bericht gefordert sind, sehr deutlich machen. Wir
sind dabei, die Reformschritte, die für unsere internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit notwendig sind – ich erinnere
an die Agenda 2010 –, zu realisieren, und man kann
mittlerweile erkennen, dass die ersten Veränderungen
wirksam werden. Ich kann allen nur empfehlen, den
neuen OECD-Bericht zu lesen, in dem – das wissen wir
aus Vorabveröffentlichungen – deutlich stehen wird,
dass Deutschland einen Aufholprozess begonnen und
große Fortschritte gemacht hat. Für die nahe Zukunft
wird eine gute Aufstellung Europas prognostiziert. Das
ist doch etwas. 

Der Koalitionsvertrag dieser Koalition steht in Konti-
nuität mit den Reformen der Vergangenheit. Die Refor-
men zeigen jetzt Wirkung und sind von der Europäi-
schen Kommission zu Recht positiv eingeschätzt
worden. Ich finde, das lässt sich sehen und das sollten
wir auch thematisieren.

(Beifall bei der SPD)

Das Ziel der Lissabonstrategie, den Gesichtspunkt der
Nachhaltigkeit zu betonen, ist richtig. Dies muss auf al-
len Entwicklungsfeldern und Handlungsfeldern gesche-
hen: Energiepolitik, Innovation, Technologieförderung,
stärkere Förderung von kleinen und mittleren Unterneh-
men und vieles mehr. Mit dem nationalen Reformpro-
gramm geben wir hierauf die richtigen Antworten. So
stellen wir für die Bildung bis 2009  13 Milliarden Euro
zusätzlich bereit. Das ist wichtig und wird die Erfolge
bringen, die wir brauchen. Gleichzeitig müssen wir die
Qualität von Beschäftigung den demografischen Erfor-
dernissen anpassen. Das ist eine große Aufgabe, die
nicht immer einfach ist, der wir uns aber bewusst stellen.
Populismus ist leicht, aber ernsthafte Politik auf diesem
Gebiet ist eine ganz entscheidende Voraussetzung für
unsere Zukunftsfähigkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich will aber auch sagen, Herr Löning: Wir werden
Europa nicht nur über den Markt machen. Europa kön-
nen wir nur mit den Menschen machen; wir müssen sie
mitnehmen. Ich glaube, ein Grund für unseren Erfolg ist
der soziale Frieden, die Gewissheit, teilzuhaben an den
Erfolgen der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Da-
mit sind in Europa bestimmte Projekte verbunden. Ich
nenne an dieser Stelle die Dienstleistungsrichtlinie. Es
war ein großer Erfolg, dass die SPE und die EVP im
Europäischen Parlament einen Kompromiss gefunden
haben und das Herkunftslandprinzip als eine Bedrohung
aus der Dienstleistungsrichtlinie herausgenommen
wurde. Auch jetzt sollen fremde Anbieter Zugang zu den
Dienstleistungsmärkten haben, aber nicht um den Preis
des Sozialdumpings, der Absenkung von Standards. Der
Wettbewerb muss vielmehr auf der Ebene innovativer
Produkte stattfinden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
Deswegen habe ich Erwartungen an den Frühjahrs-
gipfel. „Flexicurity“, das Zusammenfügen der Flexibili-
tät, die wir den Menschen abfordern, und der Gewissheit
der Menschen, sozial abgesichert zu sein, wird ein
Thema sein. Mobilität der Einzelnen darf kein Gegen-
satz zu sozialer Sicherheit sein. Beides muss miteinander
verbunden werden. Aber auch für die sozialen Siche-
rungssysteme gilt, dass wir in einer flexibleren Welt leben. 

Für mich ist wichtig, dass wir Investitionen themati-
sieren, zum Beispiel Investitionen in Bildung, in Weiter-
bildung, in lebenslanges Lernen, in Kinderbetreuung und
Chancengleichheit, in erneuerbare Energien und Ener-
gieeffizienz, und den Fokus der Forschung auf die gro-
ßen Zukunftsthemen richten. Europas Licht unter den
Scheffel zu stellen, ist falsch. Es gibt große europäische
Projekte: die transeuropäischen Netze oder das Techno-
logieprojekt „Galileo“, das nur in Europa in dieser Kon-
sequenz möglich war. Das zeigt: Europa hat Wirkung,
wenn wir Europa ernst nehmen, wenn wir es fördern und
wenn wir Europa als Entwicklungschance nicht nur für
unser Land, sondern im Kontext aller Mitgliedstaaten
der Europäischen Union sehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir müssen Zukunftsprojekte auf die Tagesordnung
setzen und die nationalen Reformprogramme der einzel-
nen Mitgliedstaaten mit den Schwerpunkten der europäi-
schen Politik abstimmen. Die Energiepolitik ist ein Bei-
spiel dafür. Wir brauchen keine Vergemeinschaftung der
einzelnen Subjekte von Politik in der EU. Wir können
auf europäischer Ebene die nationalen Anstrengungen
im Bereich Energie miteinander koordinieren, wobei je-
des Land seinen eigenen Energiemix entwickeln muss.
Es war richtig, dass wir die erneuerbaren Energien ge-
fördert haben. Zurzeit werden sie weltweit nachgefragt.
Es war aber genauso wichtig, dass wir auch Technolo-
gieprozesse auf den Weg gebracht haben; denn diese zei-
gen jetzt Wirkung. 

(Beifall bei der SPD)

Abschließend möchte ich noch etwas sagen. Europa
wird nicht funktionieren, wenn nur der wirtschaftslibe-
rale Grundsatz gilt: Wenn jeder an sich denkt, ist an alle
gedacht. Europa wird nur funktionieren, wenn wir in
gleichen Werten, aber auch in gleichen politischen Kon-
texten denken. Wenn uns das gelingt, dann kann Europa
wieder ein Schwungrad werden für eine Entwicklung,
die uns nach vorne bringt.

Wir haben guten Grund, der deutschen Regierung für
den Wirtschaftsgipfel Vertrauen entgegenzubringen. Da-
mit muss natürlich die Aufforderung verbunden sein, die
Herstellung von Wettbewerbsfähigkeit als Sicherung der
Zukunft zukünftiger Generationen nicht aus dem Blick
zu verlieren, aber gleichzeitig den Erhalt des Sozialmo-
dells Europa sicherzustellen; denn das unterscheidet uns
von anderen Zentren in der Welt. Das bedeutet Stärke
und zugleich eine Chance für die Zukunft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort erhält nun die Kollegin Renate Künast,

Bündnis 90/Die Grünen.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auf dem

Regierungsgipfel in der nächsten Woche wird es um den
Lissabonprozess gehen und damit um die Zukunft Euro-
pas. Wir hören aus der Bevölkerung häufig die Frage,
was unter dem Lissabonprozess eigentlich zu verstehen
ist. Man kann das ganz einfach formulieren. In einfaches
Deutsch übersetzt, geht es um die Frage: In welchem Eu-
ropa wollen wir leben? 

Wie wir beim Scheitern der Abstimmung über den
Verfassungsvertrag sehen konnten, stellen die Bürgerin-
nen und Bürger viele Fragen: Was tut die EU für mich
und mein Leben? Schadet sie mir nur? Ist sie nur Antrei-
ber in einem globalen Wettbewerb? – Dieses Gefühl ha-
ben viele im Augenblick. – Welche Zukunftschancen er-
öffnet die Europäische Union mir und meinen Kindern
oder zahlen wir nur drauf? Wie und was produzieren wir
eigentlich in Deutschland? Welche Dienstleistungen bie-
ten wir an? Welche und wie viele Arbeitsplätze entste-
hen hier? 

Das ist der Kern des Ganzen. Damit beschäftigen wir
uns nicht nur heute in dieser Debatte, sondern das ganze
Jahr über, und damit befasst sich die Regierung in der
nächsten Woche auf dem Regierungsgipfel. 

Ich glaube, dass die Bundesregierung nicht in allen
Bereichen nur Positives dazu beiträgt. Die Mehrwert-
steuererhöhung in der größten Volkswirtschaft in Eu-
ropa zum Beispiel ist nicht gerade ein Beitrag, um bei
der Verfolgung dieser Strategie weiterzukommen und
die Konjunktur anzukurbeln. 

Aber auch mit der Lissabonstrategie an sich haben
wir, so wie sie gegenwärtig ausgestaltet ist, ein Problem.
Ich hoffe, dass die Regierungschefinnen und -chefs sich
dem in der nächsten Woche annehmen. Mit der Überar-
beitung der Lissabonstrategie hat das Wachstumsziel
– dabei geht es um Wachstum und Arbeit – Vorrang vor
anderen Zielen bekommen. Die EU-Nachhaltigkeits-
strategie ist quasi abgetrennt worden und wird auf ei-
nem eigenen Gipfel im Juni dieses Jahres diskutiert. Bei
der Nachhaltigkeitsstrategie handelt es sich zudem um
eine Strategie, die nicht einmal klare Ziele enthält, deren
Einhaltung man kontrollieren kann. Eine solche Strate-
gie ist meines Erachtens nicht hinreichend; denn eigent-
lich gehören beide Prozesse zusammen. Man kann doch
nicht ernsthaft der Meinung sein, man wolle in dieser
Republik ein Wachstum, durch das mehr Ressourcen
verbraucht werden. Eine Chance für Wachstum in Eu-
ropa gibt es nur dann, wenn man sagt: Wir schaffen neue
Arbeitsplätze, indem wir ganz gezielt in Umwelttechno-
logien, in Energieeinsparung und in Energieeffizienz in-
vestieren. – Damit könnte Europa weltweit führend sein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist die Antwort auf die Frage, wie wir leben wollen
und welche Arbeitsplätze wir wollen. In diesem Bereich
sind Arbeitsplätze zu halten bzw. im Rahmen der Um-
strukturierungsprozesse sind neue Arbeitsplätze zu
schaffen. 

Ich will als Beispiel den Bereich Windkraft nennen,
der bisher, wenn wir darüber diskutiert haben, liebend
gern veralbert wurde. Zurzeit besteht weltweit eine
Knappheit an Windturbinen. Aufgrund der Auftragslage
sind Windkraftwerke bis Ende 2007 quasi ausverkauft.
Sie sehen also: Deutschland und Europa müssen dort ein
Prä haben; sie müssen in diesem Bereich technologisch
vorne sein, weil das ein Zukunftsmarkt ist. An solchen
Stellen gilt es weiterzudenken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Volker Kauder [CDU/CSU])

Unserer Auffassung nach muss sich die Regierung bei
der Kommission dafür einsetzen, dass es eine integrierte
Strategie für die Erreichung wirtschaftlicher, ökologi-
scher und sozialer Ziele gibt. Das muss die deutsche
Rolle sein.

Weil ich Herrn Kauder bis hier vorne höre, der beim
Thema Windkraft schon wieder die Subventionen an-
spricht, sage ich Ihnen eines ganz klar: In dieser Repu-
blik und in ganz Europa werden so viele Subventionen
gezahlt, an deren Sinn man ernsthaft zweifeln kann. Las-
sen Sie Deutschland eine treibende Kraft sein, die den
Mut hat, Subventionen, die in die falsche Richtung ge-
hen, infrage zu stellen und sich nach vorne zu bewegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich erinnere nur daran, dass Frau Merkel in Anlehnung
an die Worte von Herrn Blair einmal gesagt hat, dass
hier zu viel Agrar und zu wenig Zukunft ist. Ich glaube,
dass man die Haushalte und den Finanzrahmen – dabei
geht es um die Frage, wie er für die Zukunft ausgestaltet
wird – wirklich dahin gehend durchkämmen muss, dass
nur zukunftsorientierte, wenn auch degressive Subven-
tionen gezahlt werden. Wir haben an dieser Stelle nichts
zu verschenken und wir haben gerade in der europäi-
schen Finanzpolitik jede Menge Gründe, nicht ständig
den alten Lobbys anzuhängen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gerade mit Blick auf die Energie, die in der nächsten
Woche ein Kernthema sein wird, haben wir an Sie die
Forderung, ambitionierter vorzugehen, als dies im
Grünbuch der Europäischen Kommission zur Ener-
gie vorgesehen ist. Was im Grünbuch steht, ist definitiv
nicht ambitioniert genug. Es enthält keine konkreten
Ziele und Handlungsschritte. Es fehlen konkrete Aus-
bauziele im Bereich der erneuerbaren Energien, der
Energieeffizienz und der Energieeinsparung. Es wird
schlicht und einfach alles gleichberechtigt nebeneinan-
der gestellt. Wir meinen, dass es bei der Strategie „Weg
vom Öl“ nicht reicht, alles nebeneinander zu stellen. Wir
müssen inhaltlich überlegen, ob die einzelnen Energie-
bereiche überhaupt eine Zukunft haben und ob sie uns
als Exportweltmeister weiterhelfen können. Wir setzen
auf die drei E: erneuerbare Energien, Effizienz und Ein-
sparen. Hier sind die Arbeitsplätze Europas.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Mich stimmt es ehrlich gesagt nachdenklich, dass uns
beim Energiegipfel nicht das Bundesumweltministe-
rium vertreten hat, sondern das Wirtschaftsministerium.
Wir wissen ja, dass viele in diesem Lande sagen: Das
Problem der deutschen Wirtschaft hat einen Namen; er
lautet Glos. Mich stimmt es noch frustrierter, dass uns
dort ein NRW-Kohle-Lobbyist vertreten hat. Ich glaube
nicht, dass wir so weiterkommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich meine, dass Deutschland die Möglichkeit hat, bei
einer Art dritten industriellen Revolution in Europa eine
Führungsrolle einzunehmen; das hat diese Regierung
aber noch nicht aufgegriffen, Frau Merkel. Man muss
dies für viele Arbeitsbereiche durchdeklinieren. Wir
brauchen eine Vorreiterrolle Deutschlands. Wir benöti-
gen einen nationalen Energieplan, der auch nach
Europa ausstrahlt und mit dem konkrete Ziele gesetzt
werden, die in Europa umgesetzt werden können. Dabei
geht es bis hin zur Frage, wie wir den 7. Forschungsrah-
menplan nutzen können. So wird Zukunft gesetzt. Wir
wollen aufhören mit den Investitionen in rückwärts
gewandte Forschungsprojekte wie zum Beispiel die
Euratom. Wir brauchen Investitionen in die erneuerbaren
Energien und für die Steigerung der Energieeffizienz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Merkel, als Letztes zum Thema Energiemarkt
möchte ich noch eine Bitte äußern: Setzen Sie dem
Handkuss von Jacques Chirac klare Worte entgegen und
sorgen Sie dafür, dass es keine neue Art von Protektio-
nismus und Monopolstellung für einzelne Unternehmen
in Europa gibt!

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Sie wären froh, 
wenn er Ihnen die Hand küssen würde!)

Sprechen Sie klare Worte in Europa! Wir brauchen mehr
Wettbewerb und mehr Wettbewerbskontrolle in Europa.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben also Erwartungen an den Gipfel in der
nächsten Woche. In der nächsten Woche muss eine Ant-
wort auf die Frage gegeben werden, in welchem Europa
wir leben wollen. Die Antwort kann nur sein, dass wir
das Soziale und das Ökologische in Europa im wahrsten
Sinne des Wortes miteinander verbinden.

Noch ein Satz zum Thema Kongo, das hier eine Rolle
gespielt hat. Wir wissen, Deutschland und ganz Europa
haben hier eine große politische Verantwortung. Aber
lassen Sie uns nicht nur über zeitliche Begrenzungen und
klare Aufträge diskutieren. Lassen Sie uns auch die Pro-
blemfelder benennen. Die Frage ist: Welche Verantwor-
tung haben wir hinsichtlich der Rohstoffsituation und
des Raubbaus, der dort betrieben wird? Auch müssen
wir die Frage klären: Was würden deutsche Soldaten ma-
chen, wenn sie einem Kindersoldaten gegenüberstün-
den? Hier besteht Anlass zur Diskussion. Wir wissen um
unsere Verantwortung. Wir wissen aber auch um die
zeitlichen Probleme.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Was
sagt Uschi Eid dazu?)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort erhält nun der Kollege Laurenz Meyer für

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Laurenz Meyer (Hamm) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe

Kolleginnen und Kollegen! Ungefähr die Hälfte der Zeit
für die Umsetzung des Lissabonprozesses ist verstri-
chen, aber vom Erreichen der Ziele sind wir noch weit
entfernt. Das ist leider das Ergebnis der Analyse. 

Wir begrüßen, dass sich die EU neu ausrichtet. Das ist
besser als die vorherige Situation. Das geht uns aber
nicht weit genug und es ist auch noch nicht klar genug.
Die EU muss sich nicht um alles kümmern. Sie soll sich
auf die Kernbereiche konzentrieren, in denen sie wirk-
lich handlungsfähig ist und Schwerpunkte setzen kann.
Die Bundesregierung hat – das haben wir hier häufig
diskutiert – in vielen Bereichen eigene Akzente gesetzt:
im Bereich Forschung und Entwicklung, im Bereich der
rechtlichen Rahmenbedingungen insbesondere für die
kleineren und mittleren Unternehmen und schwerpunkt-
mäßig im Energiebereich. 

Ich will noch einen Punkt hinzufügen, der heute Mor-
gen ein bisschen zu kurz gekommen ist: Wir fordern die
Bundesregierung auf, bei dem Abschluss der Welthan-
delskonferenz eine klare Position zu beziehen. Es kann
nicht sein, dass nur in den Bereichen Entwicklungshilfe
und Landwirtschaft Regelungen beschlossen werden.
Wir brauchen ebenso klare Rahmenbedingungen für un-
sere Industrie und unsere Dienstleistungsunternehmen
und für den Schutz des geistigen Eigentums.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wir haben die Forschungs- und Entwicklungspolitik
sowie die Technologiepolitik in den Mittelpunkt gestellt.
Wir haben beschlossen, dass wir dafür die Haushaltsmit-
tel erhöhen wollen. Wir appellieren noch einmal an die
Bundesregierung, die Weichen dafür zu stellen, dass
diese Mittel noch vor Verabschiedung des Haushalts ver-
ausgabt werden können, sodass die Handlungsfähigkeit
der Bundesregierung sichergestellt ist.

Das Thema Energiepolitik hat hier schon eine große
Rolle gespielt; Frau Künast hat es in den Mittelpunkt ih-
rer Ausführungen gestellt. Ich möchte zunächst einmal
für meine Fraktion klarstellen: Wir finden es gut, dass
die Energiepolitik deutlich weniger ideologisch betrie-
ben wird

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Der 
Loske macht das jetzt!)

und sich stärker an den drei Vorgaben konzentriert, Ener-
gie sicher, preisgünstig sowie verbraucher- und umwelt-
freundlich bereitzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Die neue Ausrichtung der Energiepolitik ist hinsichtlich
der Zahl der Arbeitsplätze und damit der Beschäftigung
sicherlich ein wichtiger Grundsatz. Das Grünbuch der
EU enthält in diesem Zusammenhang gute Akzente, die
wir unterstützen.

Ich möchte hinzufügen, Herr Außenminister – Sie ha-
ben das vorhin angesprochen –, dass wir Ihre Auffas-
sung bezüglich des Themas Energiesicherheit im Kern
teilen. Die Energiesicherheit ist heute in Europa keine
nationale Angelegenheit mehr. Ein Ziel der EU muss
sein, im Bereich der strategischen Energiesicherheit ge-
meinsame Aktivitäten zu entwickeln. Wir dürfen nicht
vergessen, dass 60 Prozent unserer Energie aus Gas und
Öl gewonnen werden. Aber wir beschäftigen uns über-
wiegend mit den restlichen 40 Prozent der Energiever-
sorgung. Wir sollten die strategische Bedeutung Euro-
pas, diese Quellen zu sichern und die Versorgung der
Bevölkerung und der Unternehmen zu gewährleisten,
nicht aus den Augen verlieren. Dazu muss jedes Land
seinen Beitrag leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Kurt Bodewig [SPD])

Ich sage Ihnen ganz offen, Frau Künast – ich hoffe,
dass wir in diesem Punkt hier im Parlament eine breite
Übereinstimmung erzielen –: Ich bin gerade im Nach-
hinein froh darüber, dass der bewährte Energiemix in
Deutschland trotz aller Schwierigkeiten erhalten worden
ist. Ich möchte keine ausschließliche Konzentration auf
die Kernenergie, von der man dann abhängig ist, wie es
in Frankreich der Fall ist. Ich möchte keine Situation wie
in England, das nach einer Umsteuerung in der Energie-
politik voll auf Gas gesetzt hat und damit jetzt vor die
Wand läuft. Unser Energiemix aus Öl, Gas, Kernenergie,
Braun- und Steinkohle und den regenerativen Energien
ist eine gute, verlässliche Grundlage. Wir sollten darauf
hinwirken, ihn zu erhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Zu begrüßen ist, dass der Aspekt, die Kosten niedrig
zu halten, berücksichtigt wird.

(Beifall des Abg. Hellmut Königshaus [FDP])

Liebe Frau Künast, in dieser Hinsicht gibt es sicherlich
Unterschiede zwischen uns. Wir wollen nicht an den
Produktionsmengen, etwa bei den regenerativen Ener-
gien, herumdrehen. Aber wenn schon Mengen festgelegt
werden müssen, dann sollten wir wenigstens das Ziel
verfolgen, diese Mengen so effizient und kostengünstig
wie möglich zu produzieren. Dass das Finanzierungssys-
tem im Bereich Windenergie, die Sie in Ihrer Antwort
auf den Zwischenruf des Kollegen Kauder angesprochen
haben, etwas mit Zukunft zu tun hat, kann ich nicht er-
kennen. Es ist ein Programm für Kapitalanleger, nicht
für die Ökologie.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auf einen
weiteren Punkt zu sprechen kommen, der vielleicht auch
die Kollegen von der SPD freuen wird. In der Diskus-
sion geht es auch darum, dass die Steinkohlesubven-
tionen gesenkt werden müssen. Sie haben in diesem Zu-
sammenhang festgestellt, Frau Künast: Wind ist
Zukunft, Steinkohle ist Vergangenheit. Darauf kann ich
nur erwidern: Verglichen mit den Subventionen für die
Windenergie sind die Steinkohlesubventionen geradezu
wirtschaftlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kommen Sie eigentlich aus NRW?)

Die Frau Bundeskanzlerin hat sich entschuldigt; sie
kann vorübergehend nicht an der Debatte teilnehmen.
Ich will ihr für den Energiegipfel trotzdem Folgendes
mit auf den Weg geben – auch Sie, Herr Steinmeier, neh-
men daran teil –: Es muss eine Abkehr von dem kurzfris-
tigen Denken in der Energieversorgung erfolgen, das
zurzeit bei den Energieunternehmen verbreitet ist; das
müssen Sie den Energieunternehmen beim Energiegipfel
übermitteln. In der Energieversorgung geht es – nicht an-
ders als in vielen viel weniger von langfristigen Investi-
tionen abhängigen Bereichen – um kurzfristige Optimie-
rung: Da werden Kernkraftwerke für eine bestimmte
Zeit nicht mehr für wirtschaftlich gehalten. Dann wird
verstärkt auf Gaskraftwerke gesetzt. Die Entwicklung,
das Gas in der Grundlast zu verbrennen, statt es in Haus-
halten, Autos usw. einzusetzen, halte ich für verheerend. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU so-
wie des Abg. Hellmut Königshaus [FDP])

Jetzt, da die Gaspreise steigen, werden auf einmal die
Gaskraftwerke wieder zurückgefahren. – Die Unterneh-
men, die von der Politik eine Langfriststrategie verlan-
gen, agieren in ihrem eigenen Bereich so kurzfristig, wie
es nicht schlimmer geht. Das muss man ihnen – auch bei
dem Energiegipfel – ins Stammbuch schreiben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir müssen vor allen Dingen dafür Sorge tragen, dass
die stromintensiven Unternehmen in Deutschland erhal-
ten bleiben. Ich sage ganz deutlich: Wenn wir nicht jetzt
aktiv werden – das ist auch eine Aufforderung an den
Umweltminister und den Wirtschaftsminister für die an-
stehenden Fragen, seien es die Emissionszertifikate oder
andere –, dann wird es in zwei Jahren keine NE-Metall-
industrie in Deutschland mehr geben. Deshalb müssen
wir die Bedingungen schnellstmöglich ändern, damit in
Deutschland die Arbeitsplätze in diesem Bereich erhal-
ten werden können und eine Zukunft haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Für den Gipfel ist des Weiteren wichtig, dass die
Märkte sich zunehmend abzuschotten drohen. Das zeigt
der Vorgang im Zusammenhang mit Eon. Wir wollen
Wettbewerb und grenzüberschreitende Möglichkeiten.
Was im Grünbuch bis 2007 geplant ist, ist völlig richtig
und wird von uns unterstützt. Mehr Wettbewerb kann
uns nur helfen. Dazu gehört aber auch, der in Europa
vorhandenen Tendenz einer nationalen Abschottung der
Märkte entgegenzuwirken. Eon ist aus unserer Sicht ein
gutes Beispiel, weil es Ergänzungen in den Märkten vor-
nimmt. Notwendig sind auch internationale Player, wenn
Europa seine strategische Bedeutung beibehalten will.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Ein weiterer wichtiger Bereich, der ebenfalls bereits
angesprochen wurde, sind die kleinen und mittleren
Unternehmen. Dass hier ein Schwerpunkt gesetzt wird,
ist absolut richtig und wird von uns in jeder Weise unter-
stützt; denn ehrlicherweise ist festzustellen, dass die gro-
ßen DAX-Unternehmen tendenziell eher Arbeitsplätze
in Deutschland abbauen werden, als weitere zu schaffen.
Wir müssen deshalb auf die kleinen und mittleren Unter-
nehmen setzen und uns vor Augen halten, dass ein Ma-
schinenbau- oder Chemieunternehmen in Deutschland
durchschnittlich 300 Beschäftigte hat. Das sind zum Teil
Weltmarktführer. Diese gilt es zu unterstützen. 

(Zuruf von der LINKEN: Mehrwertsteuer-
erhöhung!)

Das geplante Mittelstandsentlastungsgesetz soll hier wir-
ken und zum Abbau von Bürokratie, der Buchführungs-,
der Nachweis- und der Dokumentationspflichten, sowie
zur Beschleunigung der Genehmigungsverfahren beitra-
gen. Insbesondere diese Unternehmen sind darauf ange-
wiesen, wenn sie wettbewerbsfähig bleiben wollen.
Auch über Steuern und Abgaben müssen wir im Zusam-
menhang mit der für 2008 geplanten Unternehmensteu-
erreform reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Markus Löning
[FDP]: Wie wäre es denn mit der Mehrwert-
steuer?)

Die angesprochenen Unternehmen sind in erster Linie
darauf angewiesen, dass die Lohnnebenkosten gesenkt
werden. Schauen wir einmal, welchen sinnvollen Beitrag
die FDP dazu leisten kann. Wir werden jedenfalls dafür
kämpfen und Sie sollten mitkämpfen. Die Erhöhung der
Mehrwertsteuer spielt in diesem Zusammenhang keine
entscheidende Rolle. Vielmehr muss es uns gelingen, die
Lohnnebenkosten zu senken; denn das ist der entschei-
dende Ansatzpunkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deutschland ist das größte Land in der EU. Die EU
wird ihre Ziele nicht erreichen, wenn Deutschland seine
Ziele nicht erreicht. Ich füge für alle, die das noch nicht
kapiert haben, ausdrücklich hinzu: Deutschland wird
seine Ziele nicht erreichen, wenn der Osten Deutsch-
lands die vorgegebenen Ziele nicht erreicht. So weit
muss man das herunterbrechen. Nur wenn wir in den
neuen Bundesländern große Erfolge erzielen, werden
wir in den nächsten sechs bis acht Jahren unsere Ziele in
Deutschland insgesamt erreichen. In diesem Zeitraum
können wir wieder unter den ersten drei Ländern Euro-
pas sein, wenn wir uns anstrengen. Damit würden wir
den größten Beitrag zur Umsetzung des hier zur Rede
stehenden Konzeptes leisten, wonach Europa zum füh-
renden Wirtschaftsraum in der Welt werden soll. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile nun dem Kollegen Christian Ahrendt das

Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)
Christian Ahrendt (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Mi-

nister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die
Bundesregierung fährt in der nächsten Woche mit
schwerem Gepäck zum Europäischen Rat; der Kollege
Löning hat das schon angesprochen. Zu diesem Gepäck
gehört die geplante Mehrwertsteuererhöhung. Es ist zu
erwarten, dass wir im nächsten Jahr beim Wirtschafts-
wachstum 0,5 bis 0,7 Prozent als Folge dieser Steuerer-
höhung einbüßen werden. 

(Beifall des Abg. Markus Löning [FDP])

Mein Vorredner hat darauf hingewiesen, dass Deutsch-
land die größte Volkswirtschaft in der EU ist. Wenn un-
ser Wirtschaftswachstum im nächsten Jahr zurückgeht,
dann wird das auch Folgen für die anderen Volkswirt-
schaften in Europa haben. Dementsprechend kritisch
stehen die europäischen Finanzminister der geplanten
Mehrwertsteuererhöhung in Deutschland gegenüber.
Das hat die letzte Sitzung des Ecofin-Rates gezeigt. 

Ich sage ganz klar, dass wir eine Mehrwertsteuererhö-
hung nicht brauchen, um die Maastrichtkriterien zu er-
füllen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Das Haushaltsdefizit lag 2005 bei 3,3 Prozent. Für 2006
wird ein gleich hohes Defizit prognostiziert. 0,1 Prozent
Defizit entsprechen rund 2,5 Milliarden Euro. Wir müs-
sen also 7,5 Milliarden Euro einsparen, um schon 2006
die vorgegebene Defizitgrenze zu erreichen. Ich glaube,
das ist zu schaffen. 

(Beifall bei der FDP)

Man muss außerdem sehen, dass das Sparen leichter ge-
worden ist; denn in Deutschland steigen die Steuerein-
nahmen wieder. Wir haben im Februar dieses Jahres
29,7 Milliarden Euro mehr Steuern eingenommen als im
Februar 2005. Im Januar 2006 erhöhten sich die Steuer-
einnahmen um 6 Prozent im Vergleich zum Januar 2005. 

Wir können also festhalten: Wir stehen nicht vor ei-
nem Wirtschaftsboom, den wir bremsen müssten. Des-
wegen brauchen wir keine Mehrwertsteuererhöhung als
Wachstumsbremse. Vor diesem Hintergrund sollten Sie
noch einmal darüber nachdenken, ob wir die geplante
Mehrwertsteuererhöhung brauchen; denn rückläufiges
Wirtschaftswachstum hat letztendlich weniger Steuer-
einnahmen zur Folge.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Die Mehrwertsteuererhöhung ist ein schweres Ge-
päckstück. Übrigens ist bislang in den Reden auf die
kleinen und mittelständischen Unternehmen relativ we-
nig eingegangen worden. Das andere schwere Gepäck-
stück für die deutsche Regierungsdelegation ist Folgen-
des: Wir alle wissen, dass nachhaltiges wirtschaftliches
Wachstum in Europa nur möglich ist, wenn wir einen
freien und fairen Wettbewerb haben. 25 verschiedene
Körperschaftsteuergesetze im europäischen Binnen-
markt verhindern diesen freien und fairen Wettbewerb
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gerade für kleine und mittelständische Unternehmen.
Wir brauchen eine Initiative, um zu einer schnellen Har-
monisierung im Steuerrecht zu kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Die Kommission hat im Dezember 2005 mit der Sitz-
landbesteuerung einen sehr konkreten Vorschlag ge-
macht, um den kleinen und mittelständischen Unterneh-
men den Zugang zum europäischen Binnenmarkt zu
ermöglichen. Es gilt, vor allen Dingen zwei Hindernisse
abzubauen: Die kleinen und mittelständischen Unterneh-
men müssen erstens vor den hohen Befolgungskosten,
die sie haben, geschützt werden und zum zweiten muss
es gerade kleinen und mittelständischen Unternehmen
möglich sein, bei Investitionen im Ausland grenzüber-
schreitend Verluste mit Gewinnen, die im Inland entste-
hen, zu verrechnen.

(Beifall bei der FDP)

Die kleinen und mittelständischen Unternehmen haben
nämlich nicht die steuerlichen Optimierungsmöglichkei-
ten, die Großunternehmen zur Verfügung haben. Inso-
fern ist es sehr befremdlich, wenn die Bundesregierung
den Vorschlag der Sitzlandbesteuerung, die gerade die-
sen Unternehmen weiterhelfen soll, schlichtweg ablehnt
und dabei auf ein Konzept abhebt, das kurzfristig und
auch mittelfristig in Europa nach dem derzeitigen Stand
nicht zu erreichen ist.

Ich will dazu drei Punkte vortragen: Erstens. Wenn
wir eine Steuerharmonisierung bei den Bemessungs-
grundlagen der Körperschaftsteuer in Europa erreichen
wollen, dann brauchen wir die Zustimmung aller europä-
ischen Staaten. Wir haben hier das Einstimmigkeitsprin-
zip. Wer in den letzten Tagen die Zeitung gelesen hat,
der weiß, dass bereits fünf Staaten ihr Veto dagegen an-
gekündigt haben. 

Zweitens. Die Arbeitsgruppen, die im Rahmen der
Harmonisierung des Steuerrechts die Körperschaft-
steuer auf europäischer Ebene behandeln, haben sich
bisher ausschließlich mit den Problemen beschäftigt, die
Großunternehmen und Großkonzerne haben. Die Fra-
gen, die kleine und mittelständische Unternehmen be-
treffen, sind nicht einmal in die Arbeitsgrundlagen auf-
genommen worden. Ein weiteres Problem ist, dass
Verbände, die wesentlich zur Aufklärung beitragen kön-
nen, nicht in die Arbeiten einbezogen sind. 

Drittens. Wenn man zur Erreichung des Lissabonziels
in der Zukunft mehr tun will, als das in der Vergangen-
heit der Fall war, dann gilt: Wir erreichen nachhaltiges
wirtschaftliches Wachstum in Europa nur, wenn den
kleinen und mittelständischen Unternehmen der Binnen-
markt in Europa geöffnet wird. Deswegen brauchen wir
eine deutliche Verbesserung des freien Zugangs zum
Binnenmarkt. Das heißt, wir brauchen eine zügige Har-
monisierung des Körperschaftsteuerrechts.

(Beifall bei der FDP)

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. Wir haben
heute Freitag. In sechs Tagen reisen Sie zum Europäi-
schen Rat nach Brüssel. Sie haben also die Gelegenheit,
die Koffer neu zu packen und die Probleme Mehrwert-
steuererhöhung und Sitzlandbesteuerung anders zu lö-
sen. 

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Ahrendt, ich gratuliere Ihnen zu Ihrer

ersten Rede im Deutschen Bundestag und verbinde das
mit allen guten Wünschen für die weitere parlamentari-
sche Arbeit.

(Beifall)

Nächster Redner ist der Kollege Ulrich Kelber für die
SPD-Fraktion.

Ulrich Kelber (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Der Ruf Europas ist außerhalb unseres Kontinents
wesentlich besser als in Europa selbst. Viele Menschen
weltweit setzen Hoffnungen auf das europäische Gesell-
schafts-, Sozial- und Wirtschaftsmodell. Sie setzen da-
rauf, dass wir unser Versprechen eines nachhaltigen
Wachstums mit Leben erfüllen, in den globalen Verhand-
lungen, in unseren Zielsetzungen, aber auch in der euro-
päischen Tagespolitik. Der US-amerikanische Autor und
Ökonom Jeremy Rifkin bringt es in seinem Buch „Der
europäische Traum“ zum Ausdruck. Europas sozialöko-
logische Marktwirtschaft, sein Bekenntnis zur Nachhal-
tigkeit, zu seiner kulturellen Vielfalt und zur interna-
tionalen Zusammenarbeit hat für ihn weltweit
Vorbildcharakter. 

Wir haben eine große Verantwortung. In Asien, in
Afrika und in Lateinamerika haben Länder begonnen,
sich zu Organisationen zusammenzufinden, die die
Grundideen der Europäischen Union aufnehmen. Des-
wegen wird unser Erfolg in Europa entscheiden, ob an-
dere Regionen den Mut finden, von einem reinen Kon-
kurrenzkampf oder einem Brutalkapitalismus, wie
Rifkin ihn nennt, zu einer Kultur der Kooperation und
Nachhaltigkeit zu finden.

Es war übrigens ein deutscher Forstwissenschaftler,
Georg Ludwig Hartig, der 1804 den Begriff der Nach-
haltigkeit prägte. Ich darf zitieren:

Es läßt sich keine dauerhafte Forstwirtschaft den-
ken und erwarten, wenn die Holzabgabe aus den
Wäldern nicht auf Nachhaltigkeit berechnet ist.
Jede weise Forstdirektion muss daher die Waldun-
gen ... so hoch als möglich, doch so zu benutzen su-
chen, daß die Nachkommenschaft wenigstens eben-
soviel Vorteil daraus ziehen kann, ...

Hartig hat nicht von möglichst hohen Quartalsgewin-
nen gesprochen. Hartig hat auch nicht davon gesprochen
– das ist anders als bei der Ausführung von EU-Kom-
missionspräsident Barroso zur Rolle der Nachhaltigkeit
in der Lissabonstrategie –, dass man jetzt eben ein paar
Bäume mehr fällen müsse, weil man gerade Geld brau-
che. Er wusste vielmehr, dass ohne Nachhaltigkeit
Wirtschaftswachstum geringer ausfällt, dass bald die
Schäden den wirtschaftlichen Nutzen übersteigen.
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An diese Erkenntnis muss sich die Europäische Union
erinnern. Das Bekenntnis zur Nachhaltigkeit aus dem
Vertrag von Amsterdam 1999, aus dem Vertrag von
Nizza 2001 oder aus dem Verfassungsentwurf 2003 be-
ginnt, in der Tagespolitik hohl zu klingen. Mein Ein-
druck ist: Zumindest große Teile der EU-Kommission
haben den Pfad der Nachhaltigkeit leichtfertig verlassen.
In der Fortschreibung der Lissabonstrategie werden die
guten Ansätze zur Nachhaltigkeit vernachlässigt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ein Beispiel ist das Grünbuch der EU zur Energie-
versorgung. Ich behaupte nicht, dass es nur Falsches
enthält. Aber: Man setzt auf nicht nachhaltige Mechanis-
men. Die nachhaltigen Optionen wie Energieeffizienz
und erneuerbare Energien werden unterbewertet.

(Beifall des Abg. Rainder Steenblock [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dabei muss doch jedem klar sein, dass ein Mehr an den-
jenigen Verhaltensweisen, die die Probleme verursacht
haben, niemals die Lösung der Probleme sein kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Man muss auf neue Methoden setzen. 

Die EU-Kommission macht einen schweren Fehler,
wenn sie nicht begreift, dass diese Politik auf ein fal-
sches Gleis führt, auf ein totes Gleis, also auf ein Gleis,
das nicht weiterführt. Da nützt es nichts, das Tempo zu
erhöhen, eine zweite Lok vorzuspannen, den Ticketver-
kauf zu liberalisieren oder die Signaltechnik zu erneu-
ern. Der Zug muss zurück auf das richtige Gleis, auf eine
nachhaltige Streckenführung; denn Nachhaltigkeit ist die
große wirtschaftliche Chance Europas. Es geht nicht um
den Wettlauf um niedrige soziale und ökologische Stan-
dards, sondern um den Wettbewerb um die besten Ideen,
um die anspruchsvollsten Qualitätsstandards und um die
höchste Lebensqualität.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich bin nun einmal Energiepolitiker. Daher möchte
ich Beispiele aus dem Bereich der Energiepolitik nen-
nen. Bisher hat die Weltwirtschaft etwa 1 Milliarde
Menschen Wohlstand gegeben. Weitere 3 Milliarden
Menschen aus den aufstrebenden Staaten klopfen an die
Tür des Wohlstands. Für unsere Art der Energieversor-
gung, der Rohstoffverwendung und der Mobilität hat das
immense Folgen. Die Preisanstiege der letzten beiden
Jahre auf allen Rohstoffmärkten waren darauf nur ein
Vorgeschmack. 

In dieser energiehungrigen Welt entstehen immense
Märkte für neue Energie- und Effizienztechnologien,
für Klimaschutztechnologien und für neue Mobilitäts-
technologien. Die Welt braucht zusätzlich Solarzellen
für die Elektrifizierung dort, wo noch überhaupt keine
Netze vorhanden sind. Die Welt braucht Windenergie für
die Wasserstoffproduktion. China, Australien, Indien
und auch die USA – auch deren Kraftwerkswerte sind
erschreckend – brauchen effiziente und saubere Kohle-
kraftwerke. Außerdem braucht die Welt das 1- oder 2-Li-
ter-Auto, um von Erdöl auf Biokraftstoffe umsteigen zu
können. Alle diese Produkte könnten aus Europa kom-
men. Das ist möglich, wenn wir zu Hause, hier in Eu-
ropa, den Markt dafür schaffen, wenn wir zeigen, dass
Nachhaltigkeit das richtige Zukunftsmodell ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Diese Märkte wären nicht nur wegen des Exports im
wohlverstandenen Eigeninteresse: Da die Preise für
Rohstoffe und Energie weiter deutlich anziehen werden
und ihrer Verfügbarkeit Grenzen gesetzt sind, müssen
wir unsere Nutzung verringern, um einer Kostenexplo-
sion zu entgehen. Das müssen wir jetzt tun. Die Volks-
wirtschaften, die dabei den größten Erfolg haben, wer-
den für sich die besten Wettbewerbsvorteile finden
können. Darüber hinaus werden wir über eine solche
Strategie den aufstrebenden Ländern in Asien, in Afrika
und in Lateinamerika zeigen, dass es ein Zukunftsmodell
gibt, das Nachhaltigkeit mit Wohlstand optimal verbin-
den kann.

Ich stelle fest, dass die EU in dieser Frage leider nicht
mutig genug vorangeht, dass in den Mitgliedsländern zu
viele Bremser sitzen, dass wir ein Forschungsprogramm
entwerfen, durch das zweieinhalbmal so viel für die Nu-
klearforschung wie für die Erforschung aller erneuerba-
ren Energien zusammen ausgegeben wird. Der Anteil
der Mittel für erneuerbare Energien an den Mitteln für
die Energieforschung insgesamt soll unter dem heutigen
Anteil an der Energieerzeugung liegen, obwohl wir die
erneuerbaren Energien doch massiv ausbauen wollen.
Die Hälfte der Mitgliedstaaten nutzt die Atomenergie
gar nicht; weitere Mitgliedstaaten wollen aussteigen.

Auch für die strategische Ausrichtung des Grünbuchs
zur Effizienzrichtlinie gilt: zu wenig, zu mutlos, nicht
auf die Konsequenzen ausgerichtet, die wir ziehen müs-
sen. Das ist die EU-Realität des Jahres 2006. Deswegen
ist einer meiner Wünsche, Herr Außenminister: Nach-
haltigkeit muss einer der Schwerpunkte in unserer EU-
Ratspräsidentschaft 2007 werden.

Wenn man kritisiert, muss man auch loben können.
Die EU kann auch anders. Sie kann konsequent sein. Das
macht Hoffnung. Wer nicht schon immer von der Idee
Europa überzeugt war, braucht sich nur die Konferenz
der Klimarahmenkonvention in Montreal anzusehen:
25 Staaten mit einer Stimme pro Innovation, pro Klima-
schutz, pro Nachhaltigkeit. Das hat der Konferenz auch
den Ausschlag gegeben. Ohne die Stimme der Europäi-
schen Union wäre Montreal kein Erfolg geworden. Das
können wir uns auf jeden Fall zuordnen. Diese Konse-
quenz möchte ich gern auf die gesamte Lissabonstrategie
angewandt sehen, aus Eigennutz und als weltweites Vor-
bild.

Georg Ludwig Hartig hatte Recht: Die gesamte Wirt-
schaft kann von der Forstwirtschaft lernen, was Nach-
haltigkeit bedeutet. – In dieser Frage ist der Holzweg ein
guter Weg. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile das Wort nun dem Abgeordneten Dr. Hakki

Keskin für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Hakki Keskin (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Sehr geehrter Herr Außenminister – er ist gerade
noch hier im Saal –, 

(Bundesminister Dr. Frank-Walter Steinmeier 
begibt sich zurück zur Regierungsbank)

Sie haben von der Erfolgsgeschichte Europas gespro-
chen. Ich würde Ihnen sicherlich Recht geben, wenn Sie
gesagt hätten: Europa war lange Zeit nicht nur für die
Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union eine
Hoffnung, und zwar eine Hoffnung auf Sicherung des
Friedens, des Wohlstands, der Demokratie und des So-
zialstaats. 

Seit rund einem Jahrzehnt wird die Hoffnung
Europa jedoch leider immer mehr erschüttert. Wir sehen
täglich, dass Millionen Menschen hier bei uns, aber auch
in anderen Staaten tief beunruhigt sind. Sie haben Angst
um die eigene Zukunft, aber auch um die Zukunft ihrer
Kinder. Es ist nicht allein die anhaltend hohe Arbeitslo-
sigkeit, die die Menschen sorgt, sondern vor allem die
längst verlorene Balance zwischen den Großunterneh-
men und der arbeitenden Bevölkerung.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir erfahren fast täglich von hemmungslosem Agieren
mancher Unternehmen, nämlich von Verlagerung der
Arbeitsplätze in das Ausland oder von Lohnkürzung und
Arbeitszeitverlängerung für die Beschäftigten. Wie
Recht hatte Mahatma Gandhi mit seiner Feststellung:

Die Welt hat genug für jedermanns Bedürfnisse,
aber nicht für jedermanns Gier. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die EU darf nicht lediglich zu einem Freiraum für die
Interessen der mächtigen Wirtschaftskreise degradiert
werden. Wir, die linke Fraktion, akzeptieren nicht, dass
manche Unternehmen ihre Milliardengewinne in
Deutschland erwirtschaften, aber hier bei uns kaum
Steuern zahlen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Daher fordere ich die Bundesregierung auf, sich konse-
quent für die europaweite Angleichung von Steuer-
und Zinssätzen stark zu machen.

Wir akzeptieren nicht, dass die großen Erdöl- und
Erdgaskonzerne ihre marktbeherrschende Stellung aus-
nutzen und ihre Preise allein im letzten Jahr um nahezu
20 Prozent und damit völlig unangemessen erhöhten.
Die Gewinne der drei größten Erdölkonzerne Exxon,
Shell und BP stiegen im letzten Jahr im Durchschnitt um
37 Prozent. Wir akzeptieren also nicht, dass die politisch
Verantwortlichen hierbei tatenlos zusehen. 

(Beifall bei der LINKEN)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, spätestens nach der
Ablehnung der EU-Verfassung in Frankreich und in den
Niederlanden sollten die Alarmglocken geläutet haben.
Die EU-Bürgerinnen und -Bürger haben ein Recht auf
ein soziales und ihre sozialen Rechte sicherndes Europa.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben ein Recht darauf, dass durch eine Politik der
sozialen Gerechtigkeit die Zunahme der Kluft zwischen
Arm und Reich gestoppt wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben ein Recht darauf, dass die EU nicht nur für die
Interessen der Wirtschaft und Großkonzerne da ist, son-
dern auch für die Belange und Interessen aller Men-
schen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben ein Recht darauf, dass sich die EU gemäß ih-
rer Gründungsidee als eine Friedensgemeinschaft welt-
weit aktiv engagiert, jedoch nicht mit militärischen Mit-
teln. Kurzum: Sie haben ein Recht auf Arbeit, soziale
Gerechtigkeit, Sicherheit und Frieden in der Welt.

Die Fraktion Die Linke fordert daher einen Paradig-
menwechsel in der Politik. Gemeinsam mit den Ge-
werkschaften, Verbänden, Vereinen und der Friedensbe-
wegung sagen wir Ja zur „Hoffnung soziales Europa“
und Nein zu Neoliberalismus und Sozialabbau.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Keskin, ich gratuliere auch Ihnen herz-

lich zu Ihrer ersten Rede im Deutschen Bundestag, ver-
bunden mit allen guten Wünschen für die weitere parla-
mentarische Arbeit.

(Beifall)

Nächster Redner ist der Kollege Thomas Silberhorn
für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Wir stecken in der europäischen Politik in einer
Vertrauenskrise, die nach meiner Einschätzung weit
tiefer reicht, als das in dem Scheitern des Verfassungs-
vertrages in Frankreich und den Niederlanden zum Aus-
druck kommt. Wir können das daran erkennen, dass
auch die Briten und die Polen mit diesem Verfassungs-
vertrag ihre liebe Not haben.

(Kurt Bodewig [SPD]: Nicht die Polen, son-
dern die polnische Regierung!)

Deswegen, glaube ich, ist es wichtig, dass wir nicht
ein Signal des „Weiter so“ aussenden und dass wir er-
kennen, dass es sich hier nicht nur um ein Kommunika-
tionsproblem handelt. Ich hielte es für einen völlig fal-
schen Ansatz, wenn wir jetzt in der Öffentlichkeit den
Eindruck erweckten, die Leute in Frankreich und den
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Niederlanden hätten das nur nicht verstanden oder den
Vertrag vielleicht nicht genau gelesen, wir müssten ih-
nen das lediglich noch einmal erklären und dann würden
sie schon richtig abstimmen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Das wäre ein völlig falsches Signal. Wir müssen ganz
im Gegenteil deutlich machen, dass wir Respekt vor dem
Votum der Wähler haben. Deshalb dürfen wir nicht nur
eine neue Kommunikationsstrategie entwerfen, wie das
die Europäische Kommission getan hat, sondern müssen
uns sehr genau überlegen, wie wir weiter vorgehen wol-
len.

Ich kann, nach allem, was wir von dort hören, nach-
vollziehen, dass man in Frankreich und den Niederlan-
den wohl kaum denselben Verfassungsvertrag ein
zweites Mal zur Abstimmung vorlegen kann. Die Tatsa-
che, dass die Vorstellungen in diesen Ländern nicht in
die Richtung gehen, die wir einmal angedacht hatten,
nämlich einen Verfassungsvertrag plus X zur Abstim-
mung zu stellen, sondern dass man dort eher über das
Modell eines Verfassungsvertrages minus X nachdenkt,
ist ebenfalls ein Ausdruck der Akzeptanzkrise, vor der
wir stehen.

Ich glaube, dass wir gut beraten sind, wenn wir zu-
nächst versuchen, Zeit zu gewinnen; denn es macht vor
den Wahlen in Frankreich Mitte 2007 wohl keinen Sinn,
das Projekt des Verfassungsvertrages zu forcieren. Wir
haben aber auch ein Interesse daran, dass dieser Vertrag
jetzt nicht atomisiert wird. Ich denke, dass wir spätestens
nach den nächsten Beitritten zur EU, nämlich Bulgariens
und Rumäniens, zu einer institutionellen Reform kom-
men müssen. Ich glaube aber, dass es jetzt notwendig ist,
dieses Projekt der institutionellen Reform ein Stück zu-
rückzustellen. Wir haben lange darüber diskutiert. Wir
sind nicht so weit gekommen, wie wir wollten; aber wir
müssen uns jetzt auch den wirtschaftlichen Herausforde-
rungen wieder stärker zuwenden, vor denen die Unter-
nehmen und die Arbeitnehmer in unserem Land stehen,

(Beifall des Abg. Markus Löning [FDP])

vor denen wir auch im Rahmen der Globalisierung und
im Zuge der Osterweiterung stehen. Auf dem Gipfel, der
nächste Woche stattfindet, bietet sich die Gelegenheit,
die eher technokratisch ausgerichteten Fragen institutio-
neller Reformen ein bisschen in den Hintergrund zu rü-
cken – da besteht ja auch kein Zeitdruck – und sich den
wirtschaftlichen Fragen zu stellen.

(Beifall des Abg. Markus Löning [FDP])

Ich darf daran erinnern, dass man vorhatte, den Bin-
nenmarkt zum 31. Dezember 1992 zu vollenden. Wir ha-
ben dies bis heute nicht geschafft. Das wäre ein Projekt,
über das wir anlässlich des Frühjahrsgipfels und in der
Zeit danach einmal ausführlicher diskutieren sollten.
Wenn man bedenkt, dass Tendenzen eines ökonomi-
schen Patriotismus sichtbar werden, dann kann man er-
kennen, dass wir uns nicht unbedingt in Richtung Voll-
endung des Binnenmarktes bewegen.

Es ist notwendig, dafür zu sorgen, dass von diesem
Frühjahrsgipfel keine falschen Signale ausgehen. Ich
meine damit, dass wir in der Europäischen Union von
der Überregulierung Abstand nehmen müssen, die in
vielen Details zum Ausdruck kommt.

(Beifall des Abg. Markus Löning [FDP])

Auch mit Blick auf die Lissabonstrategie ist Vorsicht ge-
boten. Wenn Ziele vorgegeben werden, die zu einer
schleichenden Kompetenzausweitung der Europäischen
Union führen würden, dann wäre das eine Entwicklung,
die für die Umsetzung der Lissabonstrategie nicht hilf-
reich ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Markus Löning [FDP])

Wenn sich die Kommission unter der Überschrift bes-
sere Rechtsetzung von dem Konzept einer Mindesthar-
monisierung weiter verabschiedet und eher das Konzept
einer Maximalharmonisierung verfolgt, was darauf hi-
nausläuft, viel mehr und viel genauer in Brüssel zu regu-
lieren, dann wäre auch das kein Schritt zu mehr Deregu-
lierung und zur Vollendung des Binnenmarktes.

Es gibt in den Vorlagen, über die der europäische Gip-
fel nächste Woche diskutieren wird, einen weiteren
Punkt, den ich kritisieren möchte. Es ist notwendig, dass
wir nicht ständig neue Einrichtungen und Behörden in
der Europäischen Union schaffen. Aus einer Art Funk-
tionärsdenkweise heraus wird aber versucht, den wirt-
schaftlichen Herausforderungen, vor denen wir stehen,
mit neuen Institutionen und Einrichtungen zu begegnen.
Es kann doch nicht sein, dass nächste Woche der euro-
päische Gipfel kreißt und ein europäisches Technolo-
gieinstitut gebiert. Ich habe nichts dagegen, dass wir
Forschung fördern und dass man schon existierende eu-
ropäische Institute miteinander vernetzt. Aber ich halte
nichts davon, dass man neue Einrichtungen schafft. Die
Antwort der Europäischen Union auf die Herausforde-
rungen des 21. Jahrhunderts kann nicht sein, dass man
im Rahmen der Lissabonstrategie auf dem anstehenden
europäischen Gipfel ein Technologieinstitut oder andere
Einrichtungen gründet.

Aus meiner Sicht wäre das Signal wichtig, dass die
Staats- und Regierungschefs die Dienstleistungsrichtli-
nie verabschieden wollen. Das wäre ein Anreiz für mehr
Wachstum und Beschäftigung. Mir liegt daran, darauf
hinzuweisen, dass mehr Beschäftigung und mehr Wachs-
tum vor allem für kleine und mittlere Betriebe wichtig
ist. Denn wir wissen, dass insbesondere dort neue Ar-
beitsplätze und neue Ausbildungsplätze geschaffen wer-
den. Es ist daher notwendig, in den kommenden
Wochen, in denen über die Dienstleistungsrichtlinie dis-
kutiert wird, darauf hinzuwirken, dass gerade die Inte-
ressen der kleinen und mittleren Betriebe besondere Be-
rücksichtigung finden.

Ich will dies konkretisieren. Dazu gehört, dass das
Lauterkeitsrecht durch die Dienstleistungsrichtlinie nicht
ausgehebelt wird. Gerade kleine und mittlere Unterneh-
men sind auf einen fairen Wettbewerb angewiesen. Dazu
gehört zum Beispiel auch das Detail, dass man das Ver-
bot von Verkäufen unter Einstandspreisen aufrechterhält,
weil dadurch kleine und mittlere Unternehmen vor
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Verdrängungspraktiken marktstarker Konzerne ge-
schützt werden.

Ich möchte einen weiteren Vorschlag machen, was
auf diesem Frühjahrsgipfel angestoßen werden könnte.
Ich würde es begrüßen, wenn wir den Vorschlag des
Europäischen Parlaments aufgriffen und einen neuen
Anlauf zum Schutz des geistigen Eigentums unterneh-
men würden. Wir haben viele Jahre darüber diskutiert,
sind dabei aber nicht sehr weit gekommen. Das Gemein-
schaftspatent ist gescheitert und das Europäische Pa-
tentübereinkommen steht nach wie vor außerhalb des
Binnenmarkts. Es wäre jetzt an der Zeit, einen neuen
Anlauf zum Schutz des geistigen Eigentums zu unter-
nehmen, gerade auch deshalb, weil uns diese Frage im
Hinblick auf die Welthandelsorganisation beschäftigt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Lassen Sie mich einen letzten Punkt ansprechen,
nämlich die Verlagerung von Arbeitsplätzen. Wir müs-
sen erkennen, dass diese Tendenz ein Ausdruck des
freien Handels ist, den wir gefördert haben und der neue
wirtschaftliche Dynamik gebracht hat. Ich rate uns, nicht
allzu hohe Erwartungen zu wecken, weil wir als Politi-
ker es nicht verhindern werden, dass Unternehmen im
Ausland investieren und dort neue Märkte erschließen,
mit denen sie ihr Geschäft auch im Heimatland stützen
können. 

Deswegen ist es meines Erachtens wichtig, zu sehen:
Die Verlagerung von Arbeitsplätzen ist keine Folge der
Osterweiterung der Europäischen Union, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

sie begann schon vorher. Diese Verlagerung erfolgt nicht
nur in die neuen Mitgliedstaaten, sondern weit darüber
hinaus, sodass uns dieses Problem noch Jahre beschäfti-
gen wird. 

Allerdings gibt es in der Europäischen Union einen
besonderen Ansatz. Wir betreiben Strukturpolitik mit
europäischen Mitteln und müssen deshalb sehr darauf
achten, dass diese Fördergelder so eingesetzt werden,
dass das bestehende Fördergefälle nicht den Wettbewerb
verzerrt. Ich halte wenig von dem Ansatz, die Steuer-
sätze in Europa zu harmonisieren. Denn wir werden se-
hen, dass andere Mitgliedstaaten nicht mitmachen wer-
den. Gerade die Staaten, die niedrige Steuersätze haben,
sehen darin einen Wettbewerbsvorteil und haben über-
haupt keinen Grund, diesen Wettbewerbsvorteil zu ihren
Lasten und zu unseren Gunsten aufzugeben. 

Aber wir können dort, wo wir Gelder ausgeben, die
Vergabe von Strukturfördermitteln und von nationalen
Beihilfen, die unter der Aufsicht der Kommission steht,
an bestimmte Kriterien knüpfen. Eines dieser Kriterien
muss sein, dass mit diesen Geldern neue Arbeitsplätze
geschaffen und nicht nur Arbeitsplätze verlagert werden.
Denn das Schlimme ist doch, dass wir Gelder für Inves-
titionen in anderen Staaten ausgeben, ohne dass damit
neue Arbeitsplätze geschaffen werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Es ist doch nachvollziehbar, dass kein Arbeitnehmer es
mittragen kann, wenn wir mehrfach zahlen. Als Deut-
sche bezahlen wir ja erstens zu einem Viertel die Struk-
turförderung. Zweitens zahlen wir dadurch, dass wir
Einnahmen aus Unternehmensteuern verlieren, wenn
Unternehmen ins Ausland gehen. Wir zahlen drittens da-
durch, dass wir auch Einnahmen aus der Erhebung der
Einkommensteuer bei denjenigen Arbeitnehmern verlie-
ren, denen gekündigt wird, und wir diesen dann auch
noch Arbeitslosengeld zahlen. Wir zahlen also dreimal. 

Deswegen ist es eine Frage der europäischen Solidari-
tät und des fairen Wettbewerbs, dass Strukturförderung
und nationale Beihilfen nicht missbraucht werden, um
den Wettbewerb zu verzerren. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Da muss der Wirt-
schaftsminister einmal einen Vorschlag erar-
beiten!)

Wir müssen die Fairness des Wettbewerbs vielmehr
dadurch sicherstellen, dass wir die Vergabe von Mitteln
an die Schaffung neuer Arbeitsplätze knüpfen und Mit-
tel, die zweckwidrig verwendet werden, zurückfordern. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und der LINKEN)

Das ist der richtige Weg. Wir müssen den fairen Wett-
bewerb fördern und Missbrauch unterbinden. Dann wer-
den wir auch in der Europäischen Union eine Wirt-
schaftspolitik verfolgen können, die wieder die
Zustimmung der Bürger, der Arbeitnehmer und des Mit-
telstandes findet. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Rainder Steen-

block, Bündnis 90/Die Grünen.

Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das, was wir in dieser Debatte heute von der Regierung
und den Regierungsfraktionen über die Zukunft Europas
und insbesondere über die Lissabonstrategie gehört ha-
ben, ist in hohem Maße widersprüchlich; das muss man
schon sagen. Die Ausführungen des Kollegen Kelber zur
ökologischen Bedeutung und zur Nachhaltigkeit der
Energiepolitik kann ich zumindest in weiten Teilen un-
terstützen. Aber, Kollege Kelber, Sie können doch nicht
damit zufrieden sein, dass Sie zwar für eine fortschrittli-
che Rhetorik verantwortlich sind, Kollege Steinmeier
heute Morgen aber kein einziges Mal in seiner Regie-
rungserklärung das Wort „Nachhaltigkeit“ im Zusam-
menhang mit der Lissabonstrategie erwähnt hat. Das
kann doch nicht sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN – Ulrich Kelber [SPD]:
Das müssen Sie aber mal nachlesen!)
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Die Zielsetzung einer nachhaltigen Entwicklung – das
sollte man auch der Regierung sagen – ist nach Art. 6
des EG-Vertrages ein globales Ziel dieser Verträge. Die
Nichtberücksichtigung im Rahmen der Lissabonstrategie
verstößt gegen Art. 6. Denn die nachhaltige Entwicklung
ist das allen Gemeinschaftspolitiken übergeordnete Ziel.
Ökologische Gründe stehen bei der Regierung nicht im
Vordergrund. Aber weil wir wissen, dass eine gesunde
Umwelt, ein schonender Umgang mit Ressourcen und
die Förderung von Innovationstechnologien im ökologi-
schen Bereich ökologisch wichtig sind, aber auch öko-
nomisch die Zukunft der Europäischen Union prägen
müssen, ist für uns Bündnisgrüne die Nachhaltigkeit ein
zentraler Punkt der Lissabonstrategie. Das sollte diese
Regierung im Interesse unserer ökonomischen Struktur
in sehr viel stärkerem Maße berücksichtigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kelber, auch das, was Sie zur Energiepolitik ge-
sagt haben, ist richtig. Aber wenn man sich das Regie-
rungshandeln konkret anschaut, stellt man fest: Einer-
seits steht in der deutsch-französischen Vereinbarung die
Energiepolitik ganz vorne. Man spricht sich dafür aus,
sie zu einem europäischen Thema machen zu wollen.
Andererseits stehen in anderen Reden Deutschland und
Frankreich Seit’ an Seit’ bei der Verhinderung der Euro-
päisierung dieses Bereiches. Frau Merkel hat sich auch
heute Morgen im Ausschuss für die Angelegenheiten der
Europäischen Union dahin gehend geäußert. Das sei na-
tionale Politik. Deutschland will Schutzmauern errichtet
haben, eventuell sogar ausbauen. 

Wenn man sich die Situation, wie sie sich gerade nach
diesem Winter darstellt, anschaut, kommt man zu dem
Schluss: Wir brauchen eine Europäisierung; wir brau-
chen den Wettbewerb in der Energiepolitik, um voranzu-
kommen. Wir brauchen keine nationalen Schutzmauern
in diesem Bereich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

An anderer Stelle gibt es dann Ihre Rhetorik über
Wettbewerbsfähigkeit. Das Einzige, was in Hinsicht auf
Wachstum und Beschäftigung für diese Regierung cha-
rakteristisch ist, ist doch die Rhetorik und keine realen
Taten. Überall, wo Sie die Chance haben, nationale
Strukturen zu erhalten, tun Sie das auch. Ich nenne als
Stichwort die Arbeitnehmerfreizügigkeit. Fast alle EU-
Mitgliedstaaten, sogar Frankreich, begeben sich auf den
Weg, die Grenzen für Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen zu öffnen. Es gibt eine Europäisierung dieses
Politikbereichs. Nur die deutsche Bundesregierung steht
fest dazu, an dieser Stelle Mauern hochzuziehen, und das
möglichst bis 2011. Das kann nicht die Zukunft der
Europäischen Union sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Markus Löning [FDP])

Ich will noch einen weiteren Punkt nennen, bei dem
die Politik widersprüchlich ist, und zwar den Bildungs-
bereich. Sie haben zu Recht gesagt: Da liegt die Zukunft
der Europäischen Union. – Ja. Wir unterstützen Sie bei
Ihrem Bemühen, bei den nationalen Zielen im For-
schungs- und Bildungsbereich weiterzukommen. Auf
der anderen Seite muss man sich vor Augen halten, was
Sie im Rahmen der Föderalismusreform machen wollen:
Sie übertragen die absolute und alleinige Verantwortung
für diesen Bereich den Ländern. Wenn ich das in den
letzten 20 Jahren richtig beobachtet habe, dann ist es so,
dass die Länder sich bei dem Bereich, für den sie allein
zuständig waren, nicht gerade mit Ruhm bekleckert ha-
ben, so auch, als es darum ging, die deutsche Bildungs-
politik europaweit wettbewerbsfähig zu machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dagegen ist doch festzuhalten: Die einzigen Innova-
tionen, die es in den letzten Jahren in der Bildungspolitik
gab, sind doch vom Bund angestoßen worden. Sie wol-
len an dieser Stelle alles wieder zurücknehmen. So wer-
den wir nicht wettbewerbsfähiger; so verschleudern wir
die Ressourcen, auch die Bildungsressourcen, die wir in
der Zukunft benötigen. Nein, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der SPD, an dieser Stelle würde ich mir wün-
schen, dass Sie den Geist, den Fortschritts- und Reform-
geist der rot-grünen Koalition, in die große Koalition
hineintragen und sich an dieser Stelle nicht ständig von
der CDU und der CSU ausbremsen lassen. Der Fort-
schritt ist manchmal eine Schnecke. Aber wenn man mit
Bezug auf das, was Sie in der EU-Politik geleistet haben,
davon sprechen wollte, dass der Fortschritt eine Schne-
cke ist, dann wäre das noch geprahlt. Sie sollten in Zu-
kunft etwas dynamischer werden, und zwar nicht nur in
der Rhetorik, sondern auch in den Taten.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Gert Weisskirchen

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): 
Herr Präsident! Der geschätzte Vorredner, den ich

sehr mag, hört jetzt leider nicht zu.

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Vielleicht sagen Sie ihm noch einmal, dass Sie ihn

mögen. Das erhöht vielleicht die Neigung, zuzuhören.

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): 
Vielleicht hört er jetzt noch ein bisschen genauer zu.

Lieber Rainder, ich mag dich ja.

(Heiterkeit)

Du hast möglicherweise nicht zugehört, als der Außen-
minister gesprochen hat. Ich habe hier den Text seiner
Rede und ich möchte einfach nur zitieren, um ein mögli-
ches Missverständnis auszuräumen:

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Vielleicht hat er das nicht ge-
sprochen, was ihm aufgeschrieben wurde!)

Im Bereich Energie und gerade bei unserem Kernanlie-
gen Energieeffizienz, Energieforschung und erneuer-
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bare Energien haben wir viel geleistet. – Das bezieht
sich auch auf die rot-grüne Koalition. Dann hat er ge-
sagt: Der Anteil erneuerbarer Energien an unserer
Stromerzeugung beträgt bereits über 10 Prozent.

Ich will damit nur sagen: Bei diesem Punkt gibt es,
lieber Kollege Steenblock, eine Kontinuität zwischen der
rot-grünen und der schwarz-roten Koalition, eine Konti-
nuität, die genau auf jener Leistung fußt, die wir beide
gemeinsam vorangetrieben haben. Ich bitte, dass dieses
nicht dementiert, sondern fortgesetzt und verstärkt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich will jetzt an einen Punkt anknüpfen, den nicht nur
Sie, sondern auch andere Redner in vergleichbarer Weise
angesprochen haben. Zum Beispiel Herr Silberhorn hat
es getan. Er hat den Begriff „ökonomischer Patriotis-
mus“ benutzt. Ich glaube, wir sind in einer noch dramati-
scheren Situation. Die Europäische Union bewegt sich
gegenwärtig weg von einem integralen Konzeptansatz
und hin zu der Versuchung – dort drüben haben wir sol-
che Stimmen schon gehört; anderswo, zum Beispiel in
Italien, gibt es sie auch – des Populismus.

(Beifall des Abg. Kurt Bodewig [SPD])

Der Populismus aber ist die Vorstufe zur Wiederkehr des
Nationalismus. Das muss man sehr genau im Blick ha-
ben. Wenn ich meinen ehemaligen Parteifreund Oskar
Lafontaine an der einen oder anderen Stelle höre, muss
ich sagen: Das ist Populismus pur, 

(Kurt Bodewig [SPD]: Rechtspopulismus!)

da wird schon Rechtspopulismus mit aufgesogen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das hilft Europa überhaupt nicht. Das gefährdet im Ge-
genteil den Fortschritt, 

(Zuruf des Abg. Dr. Diether Dehm 
[DIE LINKE])

den wir in den letzten 50 Jahren, lieber Kollege Dehm,
quer durch dieses Parlament gemeinsam erarbeitet ha-
ben. Der jedoch darf nicht aufs Spiel gesetzt werden,
schon gar nicht von Populismus pur, um das ganz deut-
lich zu sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Warum ist das nötig? Die Europäische Union darf we-
der zur Fortress, wie die Engländer sagen, zu einer Burg,
auf der man sich protektionistisch, nationalistisch ver-
schanzt, noch – das sehen wir jetzt auf den Kanarischen
Inseln – zur Fluchtburg derer werden, die aus den zentra-
len Regionen Afrikas flüchten, die nur noch eine einzige
Hoffnung im Kopf und im Herzen haben, nämlich end-
lich nach Europa zu kommen. Deswegen kommt es da-
rauf an, den Demokratieansatz, den wir in der Europäi-
schen Union seit vielen Jahren erarbeitet haben, der ein
anderer als der der Weltmacht USA ist, zu unterstützen,
zu fördern, zu verstärken. Wir verstehen Demokratisie-
rung, Förderung der Demokratie nicht als ein militäri-
sches Draufsetzen, wie wir das im Irak gesehen haben,
wo man glaubte, Demokratie durch Bomben durchsetzen
zu können. Das wollen wir nicht. 

(Zurufe von der LINKEN)

Wir wollen Demokratie dort fördern, wo Menschen
bereit sind, sich Demokratie selbst zu Eigen zu machen.
Hier liegt ganz klar der Unterschied zwischen der Euro-
päischen Union und anderen auf der Erde. Dieser Unter-
schied muss verdeutlicht werden. Es geht darum, was
auch der Außenminister am Schluss seiner Rede gesagt
hat, Kollege Schockenhoff, dass wir den Menschen im
Kongo, die jetzt auf dem Weg sind, sich die eigene De-
mokratie von innen und von unten durch einen demokra-
tischen Wahlakt selbst zu erkämpfen, helfen, und zwar
nicht durch eine Militarisierung des Denkens, sondern
indem wir die Sicherheit bieten, die das Land nicht
selbst von innen und von unten produzieren kann. Dann,
wenn sie es wollen und wenn uns die Vereinten Nationen
dazu beauftragen, müssen wir ihnen dabei helfen, dass
die Demokratie endlich an Boden gewinnt, damit sie
sich ihre Freiheit selbst erarbeiten können. Darum und
um nichts anderes geht es im Kongo.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich bin froh und dankbar, dass wir nun im Auswärti-
gen Ausschuss darüber eine intensive Diskussion führen
und endlich dazu kommen, auch den Menschen in die-
sem Teil der Erde, der in den letzten Jahrzehnten in blu-
tigen Bürgerkriegen versunken war, eine Chance zu
geben, mit ihnen gemeinsam die Demokratie zu entwi-
ckeln, zu fördern und zu gestalten. 45 Jahre lebt dieses
Land Demokratische Republik Kongo ohne eigenen
Wahlakt, ohne die Legitimationsgrundlage für das ei-
gene staatliche Handeln zu produzieren. Jetzt haben sich
25 Millionen Männer und Frauen – das muss man sich
einmal überlegen – registrieren lassen, in Wählerver-
zeichnisse eingeschrieben. Manche sind Dutzende von
Kilometern – das haben wir von Kolleginnen und Kolle-
gen gehört, die dort waren; Uschi Mogg und Rolf Kra-
mer waren in den letzten Tagen dort und haben das be-
schrieben – gelaufen, um sich in Wählerverzeichnisse
einzuschreiben. Was ist das für ein ungeheurer Qualitäts-
sprung! Mitten im Herzen Afrikas sind Menschen bereit,
wählen zu gehen, den Präsidenten selbst zu bestimmen,
nachdem sie die Verfassung in einer wirklich demokrati-
schen Volksentscheidung selbst bestimmt haben. Warum
sollen wir denn diesen Menschen, wenn sie uns darum
bitten, nicht die Chance geben, das zu tun, was nötig ist,
um ihre eigenen demokratischen Institutionen weiterzu-
entwickeln? 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Hermann Otto 
Solms)

Darum gehen wir, wenn es der Bundestag will, mit
1 500 Soldatinnen und Soldaten – 500 davon kommen
aus der Bundesrepublik Deutschland – in diese Region.
Können wir uns diesem Wunsch ernsthaft verschließen?
Soll die Bundesrepublik Deutschland Nein sagen, wenn
die Menschen im Kongo den Aufbruch in die Demokra-
tie selbst wollen? – Nein. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wir sind verpflichtet, multilateral effektiv zu handeln,
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die internationale Verantwortung der Europäischen
Union wahrzunehmen und die Europäische Union mit
ihren Instrumenten ESVP und GASP zu stärken und zu
stützen. Darum geht es, nicht um Populismus, sondern
darum, den Menschen in Afrika eine Chance zu geben. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat die Kollegin Doris Barnett von der

SPD-Fraktion.

Doris Barnett (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

War die Lissabonstrategie von 2000 wirklich nur ein
Griff nach den Sternen mit viel zu kurzen Armen? Hat
sie nicht vielmehr Europa aufgeweckt und endlich auf
den Erfolgsweg geschickt? In der Tat ist heute schwer
vorstellbar, dass wir binnen der nächsten vier Jahre zum
wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasier-
ten Wirtschaftsraum der Welt werden. Wenn wir uns in
der Politik aber keine Ziele mehr setzen würden, keine
Träume mehr verwirklichen wollten, wenn wir nur noch
in Routine verfielen, dann müsste man fragen: Wozu das
alles? 

Die Lissabonstrategie des Jahres 2000 hat natürlich
etwas mit dem Millennium und mit der Aufbruchstim-
mung zu tun, die wir damals auch in Deutschland woll-
ten und politisch auch erfolgreich umsetzen konnten.
Aber, zugegeben, die Welt richtet sich weder nach
Deutschland noch nach Europa. Deshalb hat Europa
seine Visionen im vergangenen Jahr ein Stück weit ange-
passt. Die Ziele wurden dabei nicht aus den Augen ver-
loren: Wir brauchen mehr und bessere Arbeitsplätze; wir
müssen unsere Wettbewerbsfähigkeit durch Innovatio-
nen erhöhen; der Binnenmarkt muss vollendet werden;
wir brauchen nachhaltiges ökologisches Wachstum und
– ganz wichtig – der soziale Zusammenhalt in Europa
muss gestärkt werden. 

Lissabon wird zwangsläufig scheitern, wenn die Men-
schen das Gefühl haben, sie seien nur Schachfiguren im
Spiel um Wettbewerbsfähigkeit. Unser Vizekanzler
brachte es auf den Punkt: „Die Wirtschaft ist für die
Menschen da – nicht umgekehrt.“ 

(Beifall bei der SPD)

Deshalb ist das viel beschworene europäische So-
zialmodell von so großer Bedeutung. Für die Menschen
ist Lissabon ein Projekt, das den Wohlstand mehren, die
sozialen Rahmenbedingungen wahren, ein Leben in
Würde ermöglichen, Beschäftigung schaffen und soziale
Sicherheit für die Jungen und die Alten sichern soll. Nur
wenn das klar ist, werden sie akzeptieren, dass der not-
wendige Wandel in Europa ihnen viel abverlangt. 

Flexicurity ist keine Einbahnstraße. Auch wenn der
Rat die Lissabonstrategie neu ausgerichtet und deren
Schwerpunkte auf Wachstum und Beschäftigung gelegt
hat, dürfen wir den sozialen Dialog als Schlüsselfunktion
nicht außen vor lassen; denn die so genannten weichen
Faktoren bestimmen den Erfolg der Implementierungs-
bemühungen um Bürokratieabbau, um Investitionen in
Wissen und Innovation, um die Erschließung des Unter-
nehmenspotenzials usw. Weiche Faktoren – das bedeu-
tet, dass wir in Europa glaubwürdige Antworten brauchen:
eine altersgerechte Arbeitszeitgestaltung, die Anpas-
sungsfähigkeit von Arbeitnehmern und Unternehmen,
ein verändertes System der sozialen Sicherheit bei hoher
Mobilität, die Förderung der Vereinbarkeit von Beruf
und Familie und – siehe Frankreich – die Integration Ju-
gendlicher in den Arbeitsmarkt.

Die Menschen fragen sich zunehmend – und das zu
Recht –, welches Gesellschaftsmodell sich in Europa
abzeichnet. Sie wollen die Standards kennen, die ihnen
Europa zugesteht. An diesem Punkt kommen wir sehr
schnell zu der seit langem heiß diskutieren Dienstleis-
tungsrichtlinie. Als die vorgelegt wurde, konnte man
sich beim besten Willen nicht des Eindrucks erwehren,
dass es hierbei um niedrige Löhne und niedrigere Stan-
dards bei freiem Marktzugang geht, dass das alte gegen
das neue Europa ausgespielt werden sollte, und zwar
mit dem kleinen Nebeneffekt, dass unliebsame Stan-
dards, die manche als Ballast empfinden, geschleift
werden können. Plötzlich war von Harmonisierung
nicht mehr die Rede. Glaubte Brüssel wirklich, durch
eine 180-Grad-Drehung schneller zu mehr Wachstum
und Beschäftigung zu gelangen?

Zugegeben, in Sachen Dienstleistungen haben wir in
Deutschland noch einiges nachzuholen. Wir haben uns ja
ins Zeug gelegt, um den Anteil an Dienstleistern, insbe-
sondere an Selbstständigen, massiv zu erhöhen, unter an-
derem durch die nicht von allen geliebte Ich-AG, die wir
in diesem Jahr mit dem Überbrückungsgeld zu einer
neuen Form des unterstützten Weges in die Selbststän-
digkeit umwandeln werden. Aber die Dienstleistungs-
richtlinie kann und darf nicht als Einfalltor verstanden
werden, um soziale Errungenschaften zu schleifen. Ar-
beitsschutz und Arbeitssicherheit haben bei uns einen
hohen Stand erreicht. In der letzten Woche haben wir
zum Beispiel den Arbeitsschutzbericht der Bundesregie-
rung zur Kenntnis genommen. Es gibt bei uns große
Fortschritte: Wir haben weniger Todesfälle, weniger We-
geunfälle, weniger Verrentungen und weniger Reha-
Maßnahmen. Das alles würden wir aufs Spiel setzen,
wenn wir einem umfassenden Herkunftslandprinzip zu-
stimmen würden. 

(Beifall bei der SPD)

Es ist schon verwunderlich, dass wir europaweit bei
der Chemiekalienpolitik, beim Pflanzenschutz die Stan-
dards ohne Rücksicht auf Arbeitsplatzverluste hoch-
schrauben. Aber da, wo es um die arbeitenden Menschen
geht, scheinen diese Mechanismen nichts mehr zu gel-
ten. Aber was sonst soll das europäische Sozialmodell
ausmachen, wenn nicht den Schutzmechanismus für die
Arbeitnehmer? Deshalb ist es vom europäischen Parla-
ment richtig, am Ursprungstext der Dienstleistungsricht-
linie und seiner Ausrichtung massive Korrekturen vorzu-
nehmen. Ich danke der Bundesregierung ausdrücklich
dafür, dass die Ablehnung des Herkunftslandprinzips
nicht nur eine Textstelle im Koalitionsvertrag ist, son-
dern auch ihre erklärte Position bei den anstehenden
Ministerrunden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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 Zu Recht verweist sie in ihrer Positionierung für die
Gespräche darauf, dass der ursprüngliche Richtlinientext
einen Verlust an Rechtssicherheit für die Bürgerinnen
und Bürger sowie die Unternehmen bedeuten würde,
was nicht absehbare Effizienzverluste auslösen und uns
gerade jetzt in der Erholungsphase unnötig zurückwer-
fen könnte. Nein, hier hat die Kommission keinen Weit-
blick gehabt und sogar ihr erklärtes Ziel des europäi-
schen Sozialmodells aus den Augen verloren. Es ist gut,
dass jetzt nochmals nachgedacht wird. Ich kann unsere
Minister nur ganz kräftig ermuntern, hierbei standfest zu
bleiben, weil es letztlich allen Menschen in Europa zu-
gute kommt, selbst denen, die im Augenblick noch einen
Vorteil für sich sehen. 

Denn Mindestlöhne um die 3 Euro pro Stunde kön-
nen niemals ein Wachstum in Europa auslösen. Aller-
dings gebe ich zu, dass wir selbst unsere Hausaufgaben
noch machen müssen. Während in 18 von 25 EU-Staaten
bereits ein Mindestlohn eingeführt wurde und damit
auch für Dienstleistungen eine Einkommensuntergrenze
besteht, stehen wir erst am Anfang einer dringend not-
wendigen Debatte. Wir müssen uns schon anstrengen,
um bis zum Herbst zu einem Ergebnis zu kommen.

Gerade hier halte ich es mit unserem verstorbenen
Bundespräsidenten Rau, der nie müde wurde, zu fordern,
dass es in unserer deregulierten Welt eine Schutzmacht
für die kleinen Leute geben muss. Denn im weltweiten
Wettbewerb arrangieren sich die Multis; das ist richtig.
Das europäische Sozialmodell, die Schutzhülle für die
Arbeitnehmer, muss allerdings von uns Parlamentariern
hier in Deutschland und auf europäischer Ebene immer
wieder erstritten und durchgesetzt werden. Bleiben wir
wachsam! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich schließe die Aussprache. 
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